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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
46. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 7. Februar. 

11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Leonhardt, Maybach, Hobrecht und zahlreiche 
Commiſſarien. * 

Das Haus genehmigt in dritter Berathung den Geſetzentwurf, betreffend 
die Deckung der erforderlichen Mehrkoſten für den Bau der 
Bahnen: von der Reichsgrenze bei Sierk über Trier und Koblenz unter 
ſeſter Ueberbrückung des Rheins nach Oberlahnſtein zum Anſchluß an die 
Lahnbahn und von Godelheim reſp. Ottbergen nach Northeim, ſowie den 
Entwurf einer Schiedsmannsordnung. Es erklärt ferner, daß der 
Nachweis über die Verwendung des Dispoſitionsfonds für ein⸗ 
malige und außerordentliche Ausgaben der Staats⸗Eiſen⸗ 
bahnen in dem Etatsjahre vom 1. April 1877/78 dem etatsmäßigen Vor⸗ 
behalt entſprechend erbracht ſei, und wendet ſich dann der weiteren Be⸗ 
rathung des Etats der Juſtizverwaltung zu. Ä 

um Cap. 80: Amtsgerichte im Departement des Appellationsgerichtes 
zu Celle, und zwar zum Tit. 3 (Gerichtsvögte) iſt eine Petition dieſer Be⸗ 
amten eingegangen, ihr penſionsfähiges Maximalgehalt von 1800 M. auf 
3000 reſp. 2700 M. in den Städten über bezw. unter 20,000 Einwohnern 
zu erhöhen. Die Commiſſion beantragt, die Petition der Regierung zur 
Berückſichtigung zu überweiſen. Trotzdem der Regierungscommiſſarius er⸗ 
klärt, daß das Petitum der Gerichtsvögte durch die neue Gehaltsregulirung 
vom 1. Det. ab in noch weiterem Maße, als fie jetzt bitten, erfüllt werde, 
tritt das Haus dem Commiſſionsantrag bei. 

Bei Cap. 82u: Pauſchquantum zur Deckung der Beſoldungen 
u. ſ. w. bei den auf Grund des en Gerichts verfaſſungs⸗ 
Geſetzes zu errichtenden Gerichtsbehörden für die Zeit dom iſten 
October 1879 bis 1. April 1880 wird der Nachtragsetat für die Juſtizver⸗ 
waltung diseutirt. 8 

Nach dem Vorſchlage der weesielar ſollten ſich die Gehälter der ver: 
ſchiedenen Richter⸗Kategorien wie folgt ſtellen: 1) Bei den Oberlandes⸗ 
Gerichten: Präſidenten 11,400 Mark, Senats⸗Präſidenten 7500 bis 9900 
Mark, Oberlandes⸗Gerichtsräthe 4800 bis 6000 Mark, Oberſtaatsanwalte 
7500-9900 Mark und Staatsanwalte 2800—4800 Mark. — 2) Bei den 
Landgerichten: Präſidenten 7500-9900 Mark (in Berlin 1 10,500 M., 
Landgerichts⸗Directoren 4800—6000 Mark, Landrichter 2400-5400 Mark, 
erſte Staatsanwalte 4800 —6000 Mark (in Berlin 7500 Mark), Staatsan⸗ 
walte 2800—4800 Mark. — 3) Amtsrichter 2400-5400 Mark. 

Die Commiſſion beantragt die Gehälter der Oberlandes⸗Gerichts⸗Präſi⸗ 
denten auf 14,000 Mark, der Oberlandesgerichtsräthe der Landesgerichts⸗ 
Directoren und erſten Staatsanwalte bei den Landgerichten auf 4800 bis 
6600 Mark, der Land⸗ und Amtsrichter auf 2400-6000 Mark 5 erhöhen, 
bagegen die Minimalgehälter der Staatsanwalte auf 2400 Mark ſtatt 2800 
Mark zu firiren. Der Mehrbedarf ſtellt ſich nach den Vorſchlägen der Com⸗ 
miſſton auf 185,000 Mark jährlich, wovon aber noch 25,200 Mark in Folge 
der Herabſeßung der Staatsanwaltsgehalte in Abzug zu bringen find. 

Zum Titel 1 des Capitels: Pberlandesgerichts⸗Praßdent erklärt Abg. 
v. Zedlitz⸗Neulirch, das Vorgehen der Budget⸗Commiſſion ſei ungewöhn⸗ 
lich, weil es von der Regel abweiche, daß die Landesvertretung nicht über 
die Forderungen der 8 8 hinausgehe; dieſe Regel ſei aber beſonders 
bei der gegenwärtigen Finanzlage inne zu halten. Von einem Vergleich 
mit den Gehältern anderer Verwaltungen wolle er abſtehen, denn jedes 
Reſſort müſſe feine Gehälter nach feinen Bedürfniſſen regeln. Es ſei aber 
nicht blos ein Intereſſe der Beamten, ſondern ein gewichtiges Landes: 
5 daß das Gehalt der Stellung entſpreche, welche dem Richter in 
Preußen ſtets zuerkannt worden iſt. So weit alſo der Nachweis erbracht 
ſei, daß eine Erhöhung der Gehälter im Intereſſe des Juſtizdienſtes noth⸗ 
wendig iſt, werde er für dieſelbe ſtimmen. | g 0 

Geh. Oberfinanzrath Scholz: An und für ſich hat die Regierung kein 
Bedenken gegen eine ſolche ue die auch nicht über das wünſchens⸗ 
werthe Maß hinausgeht; aber durch Rückſichten auf Verhältniſſe der anderen 

weige des Staatsdienſtes war ſie nicht in der Lage, ihrerſeits ſolche Be⸗ 
oldungsſaͤtze vorzuſchlagen. Sie hat die Frage nochmals erwogen, dabei 
aber nicht finden können, daß ihre Vorſchläge glue keiner ſeien, anderer⸗ 
ſeits jedoch will ſie, falls das Haus den Beſchlüſſen ſeiner Commiſſion bei⸗ 
tritt, ihnen nicht da teten vielmehr geneigt ſein, ſie zu acceptiren, 
natürlich nur mit den Conſequenzen, die ſie als nöthig erachtet und auf 
die ſie bei den commiſſariſchen Verhandlungen ſchon hingewieſen hat, näm⸗ 
lich Herbeiführung der entſprechenden Erhöhung für die entſprechenden 
Stellen im Staatsdienſte. 5 

Referent Kieſchke: Ob die Zahl der Beamten überall und auf die 
Dauer dem Bedürfniß genügen wird, vermag heute noch Niemand anzu⸗ 
geben, indeſſen wird man fie . richtig bemeſſen annehmen müſſen; 
anders iſt es mit den Gehältern. Die Regierung hat ſich jetzt mit ihrer 
Normirung einverſtanden erklärt, zur Zeit der commiſſariſchen Berathung 
war dies indeſſen noch nicht conſtatirt. Es handelt ſich nach der Anſicht 
der Commiſſion nicht darum, die verſchiedenen Behörden mit einander zu 
vergleichen, ſondern den Umfang der neuen Organiſation 95 würdigen und 
darnach die Gehälter feſtzuſetzen. Die Commiſſion erwog Zweierlei, einmal, 
daß die Richter durch ihre Stellung verhindert ſind, ihre Einnahmen durch 
Nebenämter zu erhöhen und zweitens, daß die Verringerung des Perſonals 
die Schattenſeite des ſchlechteren Avancements für die Zukunft einſchließt. 
Don 7 Richtern wird künftig durchſchnittlich nur Einer in eine höhere Sielle 
einrücken, während die ubrigen 6 ibr Leben lang Richter erſter Inſtanz 
bleiben werden. Die von der Commiſſion beantragte Geſammterhöhung 
von 159,100 M. wird durch die im Nachtragsetat nachgewieſene Mehreinnahme 
ausreichend gedeckt. Sollte in der Erklärung des Regierungs⸗Commiſſars 
ein gewiſſer Vorbehalt gefunden werden, ſo wird das Haus in jedem ein⸗ 
zelnen Falle zu prüfen haben, ob und inwiefern bei anderen Behörden eine 
Erb erg der Gehälter eintreten foll. 

Die Poſitionen für die Oberlandesgerichte werden den Anträgen 
der Budgetcommiſſton gemäß bewilligt. In dem Titel 16 der ſach⸗ 
lichen, Ausgaben find auch die Diäten und Reiſekoſten der Univerſitäts⸗ 
lehrer in Halle, Marburg und Bonn für die Theilnahme an den erſten 
juriſtiſchen Staatsprüfungen bei den Oberlandesgerichten in Naum burg, 
Kaffel und Köln angeſetzt. — Die Commiſſion beantragt, die geſperrt 
edruckten Worte zu ſtreichen und jo den Titel ganz allgemein zu geitalten, 
0 daß die Profeſſoren aller Univerſitäten Diäten und Reiſekoſten erhalten, 
— ſie zu einer Prüfung nach dem Sitz eines Oberlandesgerichtes reiſen 
müſſen. 


bg. Krech richtet unter Hinweis darauf, daß das Velanntwerden dieſes 
Beſchluſſes in den betheiligten Profeſſorenkreiſen große Befriedigung hervor⸗ 
erufen habe, an den Juſtizminiſter die Bitte, anordnen zu wollen, daß 
uftig auch die Profeſſoren der Univerität Greifswald zu den Prüfungs⸗ 
Commiſſionen zugezogen würden; nur dann ſei es dieſen Herren möglich, 
die deten ihrer Lehrthätigkeit zu überſehen und ſich ſelbſt zu corrigiren. 
Referent Löwenſtein: Die Commiſſion hat ſich bei ihrem Beſchluſſe 
nicht von dem Wohlwollen für einzelne Umiverfitäten leiten laſſen und 
überhaupt nicht zu der Frage Stellung genommen, ob die Univerſitätslehrer 
zu den rüfungscommiſſionen zugezogen werden ſollen, vielmehr war für 
ie die Anficht maßgebend, daß kein Grund vorliege, für einzelne Univerſi⸗ 
täten einen beſonderen Modus einzuführen. Die Budget⸗Commiſſion hat 
ſich alſo der ngelegenheit gegenüber ganz neutral gehalten und dem 
Juſtizminiſter überlaſſen wollen, zu prüfen, inwieweit künftig bei den ein⸗ 
zelnen Oberlandesgerichten Profeſſoren zu den Prüfungen zuzuziehen ſein 
werden. j 
Bei Titel 5 (Gehaltszulagen für die in einzelnen Bezirken als Dol⸗ 
metſcher der polniſchen, litthauiſchen und wendiſchen Sprache fungirenden 
Bureaubeamten 38,000 Mark) ſpricht Abg. Magdzinski den Wunſch aus, 
bap in den Landestheilen mit überwiegend polniſcher Bevölkerung 1 
Pureaubeamten als Dolmetſcher angeſtellt werden möchten, die der polniſchen 
Sprache vollſtändig mächtig ſeien; jetzt werde das Dolmetſcheramt als Neben⸗ 
amt von Leuten verſehen, die mit der polniſchen Sprache nicht genügend 
vertraut ſeien. Die bisherige Prüfung bezüglich der Qualification reiche 


nicht aus. Auch babe die häufige Verſetzung der Richter in den öſtlichen 
Provinzen den Nachtheil, daß ſie ſich in die Lebens⸗ und Sprachverhältniſſe 
derſelben nicht gründlich einleben. 5 

Den am Schluß des Etats in 7 Paragraphen entwickelten Grund⸗ 
ſätzen, nach denen das Dienſtalter der Richter für deren Reihenfolge 
in den Beſoldungs⸗Etats feſtzuſetzen ſein wird, ſtimmt die Budgetcommiſſion 
bei. In den SS 1 und 2 iſt gejagt, daß in dem Etat der Senatsprä⸗ 
ſidenten der Oberlandesgerichte bezw. der Landgerichtspräſidenten die 
Reihenfolge durch das Alter der Ernennung zum Senatspräſidenten bezw. 
Landgerichtspräſidenten beſtimmt werde. § 3 ſetzt feſt, daß die Reibenfolge 
der Oberlandesgerichtsräthe durch das Alter der Ernennung zum 
Oberlandesgerichtsrath beſtimmt werde. Hat der zum Mitgliede eines 
Oberlandesgerichts Ernannte vorher ein Richteramt oder ein Amt in der 
Juſtizverwaltung bekleidet, mit welchem der Rang der Räthe 4. Klaſſe ver⸗ 
bunden war, ſo tritt er in die Reihenfolge der Oberlandesgerichtsräthe nach 
dem Alter ſeiner „ zu jenem Amte. War mit ſeinem früheren 
Amte der Rang der Räthe 3. oder einer noch höheren Rangklaſſe verbun⸗ 
den, ſo geht er allen Anderen vor. > 8 

Nach § 4 wird die Reihenfolge der Landgerichts⸗Directoren durch das 
Alter der Ernennung zum Landgerichts⸗Director beſtimmt. — Die Bor: 
ſchriften des § 5 lauten dahin, daß für jeden Oberlandesgerichtsbezirk ein 
gemeinſchaftlicher Beſoldungs⸗Etat der Landrichter und Amtsrichter gebildet 
und die Reihenfolge der Richter durch das Dienſtalter als Gerichts⸗Aſſeſſor 
beſtimmt werden ſoll, doch ſollen für die früheren Patrimonialrichter, die 
Friedensrichter im Bezirk des Appellations⸗Gerichtshofes zu Köln und für 
die Richter im Bezirk der Oberlandesgerichte zu Kaſſel und Celle abwei⸗ 
chende Vorſchriften Geltung haben. Ferner beſtimmt § 5, daß, ſofern feine 
Beſtimmungen zu einer Entſcheidung nicht fübren würden, die Feſtſetzung 
des Dienſtalters für diejenigen vor dem 1. October 1879 angeſtellt gewe⸗ 
ſenen Juſtizbeamten, welche die große Staatsprüfung nach den in den 
älteren Provinzen in Geltung geweſenen Vorſchriften nicht abgelegt haben, 
in der Art erfolgen ſolle, daß don der durch die erſte Staatsprüfung, oder, 
wo eine ſolche nicht erfordert wurde, durch den Eintritt in den Staats⸗ 
dienſt oder in die Advocatur begründeten Dienſtzeit ein 4jähriger Zeit⸗ 
raum in Abzug gebracht wird. ö 

Abg. Stelzer bemerkt, daß das Bekanntwerden dieſer Beſtimmungen 
bei den Mitgliedern des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein die Befürchtung 
erweckt habe, daß ſie durch dieſelben erbeblich im Avancement benachtheiligt 
werden würden und giebt dem Wohlwollen des Juſtizmini ers anheim, 
in 1 Fällen den Richtern dieſes Bezirks beſondere Stellen an⸗ 
zuweiſen. x 

Miniſterialdirector Rindfleiſch erwidert, daß das Haus ſich mit der 
Ertbeilung derartiger beneficia an einzelne Beamte wohl kaum einver⸗ 
ſtanden erklären würde; übrigens brauchten ſich die Beamten, die ſich ſo 
eat glaubten, ja nur nach Oſt⸗ oder Weſtpreußen zu melden. 

eiterkeit. 

Die SS 6 und 7 beſtimmen, daß dem Juſtizminiſter die Befugniß zu⸗ 
ſtehe, in einzelnen Fällen einzelnen Richtern ihre Stellen in den neuen 
Etats beſonders anzuweiſen und daß bei der Aufnahme in den preußiſchen 
Richterdienſt die Zeit, welche der Aufzunehmende außerhalb des Juſtiz⸗ 
dienſtes in einem Amte des preußiſchen Staatsdienſtes oder als Rechts⸗ 
anwalt zugebracht hat, ganz oder theilweiſe auf das richterliche Dienſtalter 
angerechnet werden kann. 

Das Haus erklärt ſich mit dieſen Grundſätzen einverſtanden. 

Har Kapitel der einmaligen außerordentlichen Ausgaben, in Summa 
13,204,870 Ml. (darunter 10,130,000 Mk. als Pauſchquantum für die bei 
der Durchführſtng der Juſtiz⸗Reorganiſation nothwendigen Bauten), bemerkt 
der Abg. Eberty, daß daraus nicht hervorgehe, wie viel von dieſer Summe 
für Gefängniſſe verwendet werden ſolle. Damit der Landtag wiſſe, ob bei 
den Gefängnißbauten das Syſtem der Einzelhaft oder das der gemein⸗ 
ſamen Haft befolgt werde, bittet er die Regierung, im nächſten Etat eine 
umfaſſende Zuſammenſtellung aller Beträge für Gefängnißbauten vorzu⸗ 
legen, indem er hofft, daß bis dahin eine Amalgamation der beiden Zweige 
der Se a e e in den Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
im Intereſſe eines einheitlichen Verwaltungsſyſtems erfolgt ſein werde. 


Geh. Juſtizrath Starke: Es liegt im Intereſſe der Juſtizverwaltung, 
dem Wunſche des Vorredners zu willfabren; aber die gewünſchte Ueberſicht 
kann nur die Bauten für ſelbſtſtänige Gefängnißanſtalten umfaſſen, da man 
die Koſten der mit Gerichten verbundenen Gefängniſſe nicht von denen der 
Gerichtsgebäude ſcheiden kann. 5 

Der Referent Pilet bemerkt, daß die Summe von 10,130,000 Mark 
nur ein Theil der im vorigen yon für Juſtizbauten bewilligten 23 Mil: 
lionen ſei. Die Bewilligung dieſes Pauſchquantums ſei im Vertrauen dar⸗ 
aß erfolgt, daß nur die nothwendigen Bauten ausgeführt und jeder über: 
flüſſige Luxus vermieden werde. Die Regierung habe nur nachgewieſen, 
daß ſie auf Grund einer. ir Statiſtik im Stande iſt, das Be: 
dürfniß richtig zu beurtheilen. Gegen übermäßigen Luxus biete das frühere 
Verfahren der Regierung genügende un Da jedoch der größte Theil 
der wichtigſten Bauten ae Ausführung mehrere Jahre erfordere, fo ſei in 
dieſem Jahre nur die Bewilligung einer Rate von 6 Millionen nöthig. Es 
ſeien deshalb, wie die Commiſſion beantragt, von dieſer Summe 4 Millionen 
abzuſtreichen, alſo nur 6,130,000 M. zu bewilligen, 5 

Abg. Horwitz: Gegenüber der tiefgreifenden Umgeftaltung unſeres ganzen 
Rechtslebens, welche zum 1. October bevorſteht, iſt die Sorge nicht un⸗ 
berechtigt: wie wird der neue Apparat arbeiten? Die Unzulänglichkeit des 
Materials ſofort zu befeitigen, iſt eine abſolute Unmöglichkeit; der relativen 
Schwierigkeit, die localen Bedingungen für die erſprießliche Wirkſamkeit der 
neuen Einrichtung zu ſchaffen, kann ein gleiches Gewicht nicht beigelegt 
werden. Niemand verlangt oder erwartet für die neuen Einrichtungen 
luxuriöſe Ausſtattungen. Die Juſtizverwaltung iſt immer als Stiefkind der 
geſammten Verwaltung behandelt und in Bezug auf Comfort niemals erwähnt 
worden. Ja, bei manchen Gerichtsvorſtänden hat ſich eine Art tie dou- 
loureux feſtgeſetzt, wie bisher für unmöglich gehaltene Erſparungen hier 
und da bewirkt werden können. Einer dieſer ſpeculativen Köpfe hat heraus⸗ 
1 daß die Bindfäden kein unerläßliches Erforderniß zum Zuſammen⸗ 

inden der Fascikel wären und hat ſie durch „Zwirn“ — erſetzt, derſelbe 
hat bei Anſchaffung neuer Spinden den genialen Gedanken gehabt, daß die 
Rückwand geſpart werden könne, da die Spinden ſa durch die Mauerwand 
hinlänglich gedeckt ſeien: ich habe dieſes Product forenſiſcher Oekonomie ſelbſt 
noch geſehen. Dieſer Sparwuth entſpricht die ſonſtige Ausſtattung, das 
ſchlechte Papier und vieles Andere. Eine gleiche Sparſamkeit mußdich bei 
der künftigen Herſtellung des Landgerichts Berlin I. fürchten. Wie oft auch 
dieſe Mißſtände ſchon berührt worden ſind, ſo iſt es doch immer noch von 
Intereſſe darauf zurückzukommen. Wenn wir heute fremde Juriſten, die 
unfere Juſtizverwaltung kennen lernen wollen, nach der Civilabtheilung des 
Stadtgerichts, oder was Gott verhüte, nach dem Schwurgericht führen, jo 
müſſen wir uns ſchämen. (Sehr richtig! 

Sie würden, wenn Sie ſich durch eigene Anſchauung überzeugen wollten, 
einen gleichen, wenn nicht ſchlimmeren Eindruck mitnehmen. Bei dem 
erſten Gericht, bei dem ich als Rechtsanwalt fungirte, hatte der Juſtiz⸗ 
miniſter, ein Amtsvorgänger des jebigen, ſich ausdrücklich jede Beſchwerde 
über die wahrhaft e ede inrichtungen verbeten, weil er gegen⸗ 
über dem zugeknöpften früheren Finanzminiſter die Mittel zur Abhilfe nicht 
beſchaffen konnte. Das Berliner Stadtgericht iſt augenblicklich auf ſo viele 
Localitäten vertheilt, daß der befähigſte Präſident nicht die nöthige Aufſicht 
ausüben kann. In der Jüdenſtraße iſt die Civilabtheilung, in der Kloſter⸗ 
ſtraße das Schwurgericht und verſchiedene kleine Abtheilungen, in der Poſt⸗ 
ſtraße die Staatsanwa Wale auf dem Molkenmarkt ein Theil des Crimi⸗ 
nal-Gerichts, und das Vormundſchaftsgericht iſt in Miethsgebäuden theils 
in der Rathhausſtraße, theils auf dem Hohen Steinweg untergebracht. Für 
die Tauſende, die im Stadtgericht täglich verkehren, exiſtirt weder ein Warte: 
noch ein Zeugenzimmer; ſie müſſen im Winter auf kalten Corridoren ſtehen 
und der Oekonomie der preußiſchen 1 ihre Geſundheit opfern. 
Das ſchädigt aber auch die Rechtspflege; denn dieſe negative Prämie kann 
die Zeugen 1 zur Erfüllung ihrer an ſich oft beſchwerlichen Pflicht ani⸗ 
miren. Nun hat man zwar ar! einigen Fluren Räume abgeſchlagen und 


mit eiſernen Oefen verſehen, aber nicht zur Bequemlichkeit des Publikums, 


ſondern um Kanzleien daraus zu machen. Hier ſitzen die Beamten theil⸗ 
weis dicht an der Thür, und müſſen erſt aufſtehen, um die Eintretenden 
hereinzulaſſen. 3 

Auf dem Handelsgericht war es vielfach unmöglich, ohne Egquilibriſtik 
die Acten einzuſehen, denn es fehlte an einem Tiſch, weil für einen ſolchen 
kein Platz da war. Marken und Mufter, integrirende Theile der Regiſter, 
bat man auf den Boden gebracht, wo ſie, wenn das Glück gut iſt, ver⸗ 
ſchimmeln. Die wohlthätigen Wirkungen der neuen Concursordnung werden 
für den Berliner illuforiſch; denn eine Verhandlung vor dem Concurs⸗ 
richter gleicht eher einer Jahrmarktsſcene, als einer Gerichtsverhandlung. 
Es drängt ſich Alles durcheinander, wer Glück, gute Ellenbogen und eine 
gute Lunge hat, kommt allenfalls zu Wort, und nur ein geſchickter Concurs⸗ 
richter kann durch dieſes turbulente Meer mit einiger Manier hindurch⸗ 
ſteuern. Ich habe mehr als einmal Leute halb ohnmächtig ſich aus dieſen 
Zimmern retten feben, und wenn die Vertreter der Regierung es ihrer Ge⸗ 
ſundheit zutrauen zu können glauben, ſo bitte ich ſie dringend, einmal 
einem Subhaſtationstermin im Zimmer 12 des Stadtgerichts beizuwohnen. 
Hier terminiren oft 6, 7 bis 10 Richter, ſo und ſo viel andere Beamte, ſo 
daß oft 100 Perſonen in dem engen Raume beiſammen ſind. Ich habe 
wiederholt die Richter aufzuheben verſucht, ihrerſeits die Initiative zu er⸗ 
greifen und ſich derlei deſpectirliche Zumuthungen zu verbitten. In allen 
dieſen Raͤumen finden Sie — was charakteriſtiſch genug iſt — auch nicht 
einen Nagel oder Pflock, an welchem man ſeinen Ueberzieher anhängen 
könnte, wenn es unter den obwaltenden Umſtänden nicht gegen die 9. 
der Vorſicht wäre, das zu riskiren. In der Duldung ſolcher Zuſtände liegt 
eine ſo ſouveräne Gleichgiltigkeit, daß man zweifeln könnte, ob die Juſtiz⸗ 
verwaltung von lebendigen Individuen geleitet und nicht vielmehr dur 
ein abſtractes Princip geregelt wird. Die Mißſtände, die aus alledem re⸗ 
ſultiren, ſind unzählbar. Die Oeffentlichkeit der Verhandlungen findet ganz 
gegen das Geſetz auch in Teſtamentsſachen bei der Erörterung der intimſten 
Familienverhältniſſe und ebenſo in den vormundſchaftlichen Terminen ſtatt, 
denn N ſind eine ganze Anzahl Parteien zugleich in demſelben Raume 
anweſend. 

In den Bagatellverbandlungen vollends muß man ſehr geſchickt fein, 
zu unterſcheiden, was uns und den Andern angeht. Ich ſelbſt habe ein⸗ 
mal verſucht, mich bei der Verleſung eines Protokolls während einer gleich⸗ 
zeitigen mebrfachen und lauten Verhandlung auf die Hinterbeine zu ſtellen 
(große Heiterkeit), was mir ſehr verübelt wurde, obgleich ich mich auf den 
Vorgang berufen konnte, wie eine richtige Berlinerin, in einer ähnlichen 
Lage das 10 Protokoll mit den Worten unterzeichnet habe: „Vorgeleſen, ge⸗ 
nebmigt und nicht verſtanden.“ — In Folge des Raummangels müſſen die 
Acten von Proceßdeputationen über die Straße geſchleppt werden, weil die 
Kanzleien ſich in Miethswohnungen befinden. Ebenſo iſt es mit Teſta⸗ 
ments⸗, Subhaſtations⸗ und Grundacten. Daß dabei noch immer fo vor⸗ 
trefflich gearbeitet wird, iſt ein Beweis von der nicht hoch genug anzuerkennen⸗ 
den Tüchtigkeit und Pflichttreue der Beamten, die ſie freilich auf Koſten 
ibrer Geſundheit üben. Die an ſich jo wohlthätige Einrichtung der An⸗ 
meldeſtube iſt illuſoriſch, da die Leute dicht gedrängt warten müſſen, bis fie 
auf Grund vertheilter Nummern an die Reihe kommen. Die Abnahme der 
Eide iſt aller derjenigen Feierlichkeiten entkleidet, die das Geſetz vorſchreibt. 
Das Schwurzimmer iſt das des Botenmeiſters, in welchem auch die ſiſtirten 
Gefangenen warten müſſen. Man kann dreiſt behaupten, daß ein nicht 
unerheblicher Theil der Verrohung und Verwilderung des Volksgeiſtes auf 
den Mangel an äußerer Würdigkeit zurückzuführen iſt, mit welcher die 
Rechtspflege gehandhabt wird. Seltſamerweiſe und im Gegenſatz zu den 
Regeln des Verkehrslebens haben auch diejenigen, die nichts wollen, ſon⸗ 
dern Geld bringen, äbnliche Unbequemlichkeiten zu erdulden, wie ein 1 
des Depoſitoriums und der Salarienkaſſe Jedermann beweiſen kann; da 
es auch für den pflichteifrigen Richter, der ganz im Sinne einer expediten 
Erledigung der Geſchäfte ſeine Arbeiten zum Theil auf dem Gericht ab⸗ 
machen möchte, an jedem geeigneten Raume dazu fehlt, iſt eine Schädigung 
des Dienſtes und des Publikums. 

Nun könnte man mir einwerfen, das wäre Homeruns post Iliadem, es 
breche jetzt eine neue Morgenröthe an, nach der Alles ſchön und comfortabel 
ſein werde. Es iſt uns indeſſen ſchon ſo viel verſprochen und ſo wenig ge⸗ 
halten worden, daß einiges Mißtrauen feine Berechtigung hat. Namentlich 
in Bezug auf das Landgericht I. Berlin iſt die Sorge verbreitet, daß man 
daran denken könne, das Landgericht von den Amtsgerichten zu trennen 
und die letzteren, alſo 102 Amtsgerichte, in ein entferntes Gebäude zu ver⸗ 
legen. Wenn die neue Juſtizorganiſation nicht gerade bier, im Central⸗ 
punkte des ganzen Rechtsverkehrs ein entſchiedenes Fiasco machen ſoll, ſo 
wird man von einem Vorhaben abſtehen müſſen, welches jede einheitliche 
Regelung, Leitung und Controle der Handhabung der en äfte unmöglich 
macht, und das Zuſammenwirken derjenigen Factoren der Rechtspflege aus⸗ 
ſchließt, auf deren gemeinſamer Thätigkeit ſich das Verfahren aufbauen ſoll. 
Sie dürfen nicht verkennen, daß die breite Maſſe des zu bewältigenden 
Stoffes der richterlichen Thätigkeit an den Amtsgerichten ihre Erledigung 
finden fell und daß es unmöglich iſt, die Anwaltſchaft in zwei Kategorien 
zu ſondern, deren eine beim Landgericht, deren andere bei den Amtsgerich⸗ 
ten fungirt. Das wäre die empfindlichſte Schädigung der Intereſſen des 
Publikums und eine Gefährdung des Gelingens der neuen Einrichtung, 
welche von den bedenklichſten Folgen für den Credit der Juſtizorganiſation 
im Lande und Reiche ſein müßte. Ich weiß nicht, wie weit die Verhand⸗ 
lungen über den Erwerb des Cadettenhauſes für das Landgericht I. ge⸗ 
diehen ſind, ich habe die Petition der Berliner Anwälte, welche den gleichen 
Inhalt hat, wie meine obigen Bemerkungen, nicht unterzeichnet; aber der 

mſtand allein, daß ich in dieſem hohen Hauſe bin, dürfte mich gegen den 
Verdacht ſchützen, als wäre ich im eminenten Sinne bei dieſer häuslichen 
Peso intereſſirt. Sollte ſeitens der Regierung erwidert werden, meiner 
Beſorgniß feble der thatſächliche Anhalt, fo iſt mir dies um fo willkommener. 
Auf alle Fälle möchte ich, wenn ſich wiederum die herkömmlichen Schwie⸗ 
rigkeiten erheben ſollten, dem Juſtizminiſter dringend ans Herz legen, gegen 
den Finanzminiſter möglichſt die rauhe Seite herauszukehren. (Beifall.) 

Geh. Juſtizrath Starke: Alle Beſchwerden des Vorredners find voll⸗ 
ſtändig gerechtfertigt und doch gehen ſie zu weit. Jedenfalls hat die Re⸗ 
gierung die Miftände nicht verſchuldet. In den, fünfziger Jahren wurde 
das jetzige Gebäude erbaut und war für die damalige und die nächſtfolgende 
Zeit vollkommen ausreichend. 1860 hatte Berlin 528,000 Einwohner, ir 
über eine Million. Iſt es da zu verwundern, daß nicht ſofort jo und jo 
viel neue, nothwendig gewordene Räume hervorgezaubert werden konnten? 
Wäre es übrigens rationell geweſen, bei bevorſtehender Nenorganiſation 
einen Neubau aufzuführen für eine Inſtitution, deren Tage gezahlt ſind? 
Allen Anträgen vom Präſidium des Stadtgerichts um Beſchaffung neuer 
Räume iſt thunlichſt Folge gegebeu worden. Was der Vorredner don Ge⸗ 
rüchten erzählte über die Unterbringung des Landgerichts und der Amts⸗ 
en 0b eben Gerüchte, und zwar gänzlich unbegründete und haltloſe 

erüchte. 

Abg. Ottow (Kreisgerichts⸗Director in Hirſchberg i. Schl.): Der Bor 
trag des Abg. Horwitz habe ihm wenigſtens bewieſen, daß nicht er allein 
in n n Gerichtsräumen ſich bewegen müſſe; aber er ſpreche den drin⸗ 
genden Wunſch ans, die Bauten ſo ſehr als möglich zu beſchleunigen, da⸗ 
mit die Unzuträglichkeiten des Ueberganges nicht noch vermehrt würden 
durch beſchränkte Räumlichkeiten. Uebrigens würde es ſich empfehlen, wenn 
die Ausführungsbeſtummungen zur Hinterlegungsordnung baldigſt ergingen, 
damit vielleicht die leer werdenden Depoſitalräume zu Gerichtslocalen be⸗ 
nutzt werden könnten. 

Abg. Hoffmeiſter tadelt das von der Juſtiz⸗ Verwaltung befolgte 
Syſtem, von den Gemeinden Beiträge oder Baupläße für Fei 
herauszupreſſen. Es wird behauptet, daß die Städte freiwillig Offerten 
emacht hätten, allein ihm ſei mehrfach befannt geworden, daß in der 
Rheinprovinz z. B. die Oberprocuratoren die Städte zu Aeußerungen dar⸗ 
über aufgefordert hätten, welchen Beitrag ſie für Gerichtsbauten hergeben 
wollten, ja einigen Städten ſei erklärt worden, ſie würden Amtsgerichte 
nur dann erhalten, wenn fie ein angemeſſenes Local dazu hergaben. (Hört!) 
Redner zählt nun aus den einzelnen Provinzen die Städte auf, die ſich zu 


4 


Jolchen Beiträgen erboten hätten; in Hannover habe die Juſtizverwaltung 
bon keiner Stadt etwas verlangt; die größeren Städte hätten volle Ent⸗ 
ſchadigung gefordert, und nur ärmere Städte haben ſich bereit erklärt, der⸗ 
artige Beiträge zu übernehmen oder Bauplätze zu liefern, eine Ausnahme 
de die reiche Stadt m urt a. M., die dem Staate einen Bauplatz 
offerirt hat, der ihm freilich nicht gefällt. Redner kann ein ſolches Syſtem, 
Staatslaſten auf Communen abzuwälzen, nicht billigen. 
Miniſterial⸗Director Rindfleiſch: Von den Communen waren zahl⸗ 
reiche Offerten eingegangen, theils wurden Bauplätze, theils neue, theils 
ſchon ſtehende Gebäude gegen mäßige Entſchädigung angeboten. Sollte der 
Juſtizminiſter den Gemeinden gegenüber platoniſch erklären, wir machen 
Alles ſelbſt? Ahr überſchätzt die Vortheile, welche Euch ein Gericht bringt, 
Ib ſeid ſchlechte Haushalter! Es iſt allerdings, da ſo vielfache Anerbie⸗ 
fungen eingingen, angefragt worden, was die Städte zur Beſchaffung von 
Herichtsgebäuden thun würden; aber eine Erklärung, daß eine Stadt nur 
ei Gewährung eines Locales ein Amtsgericht erhalten ſolle, iſt niemals mit 
Autoriſation des Miniſters abgegeben worden. Dagegen liegt die authen⸗ 
tiſche Erklärung eines Bürgermeiſters vor, daß Worthalten und Verſprechen 
zweierlei ſei. (Hört!) Beim Verſprechen ſei der Wunſch maßgebend, etwas 
zu erlangen, beim Halten kämen andere Geſichtspunkte in Frage. Man 
* ja den Städten nicht verdenken, wenn ſie ſich ſolchen Verpflichtungen 
nachher zu entziehen ſuchen; ja, es ſind Fälle bekannt, in denen Städte, die 
beitgehende Anerbietungen gemacht hatten, nachber ſelbſt beantragt haben, 
man ſolle ihnen die Genehmigung zu ſolchen Verträgen verſagen. (Hört!) 
Vo ſich herausgeſtellt hat, daß die Stadt die übernommenen Verpflichtungen 
nicht erfüllen konnte, iſt die Regierung ſelbſt dazu gekommen, höhere Mieths⸗ 
Preiſe zu zahlen. In einer Stadt war es der Stadtverwaltung gelungen, 
2 di 1 N en 1a: b 2 
illige Contracte mit Werkmeiſtern abzuſchließen, billiger, als die Regierung 
onnt hätte; die Stadt wollte das Gebäude bauen und für Gerichtszwecke 
thömeife hergeben. Die Stadt fand keinen Credit, und fo trat der Staat 
ihre Contracte ein; iſt das ein ſo tadelnswerthes Verfahren? 
Das Haus genehmigt das Pauſchquantum in Höhe von 6,130,000 Mk. 
Damit iſt der Etat der Juſtizverwaltung erledigt. x 
Che das Haus zu anderen Special⸗Etats übergeht, bemerkt der Präſident 
n Bennigſen nochmals, daß er es für angemeſſen halte, wenn die 
emeinen Erörterungen für den Generalbericht aufgeſpart blieben. 
Bei der Beratbung des Etats der directen Steuern bringt Abg. 
elig zur Sprache, daß die Regierung in Schleswig⸗Holſtein ſeit 3 Jahren 
bei der Grundſteuertegulirung inſofern ein ganz eigenthümliches Verfahren 
eingeſchlagen habe, als ſie gegen die Entſcheidungen in der erſten Inſtanz 
regelmäßig die Provocation auf Ablöſung einlege und dadurch den Rechts⸗ 
peg ſiſtire; die Folge davon ſei, daß Proceſſe ſeit 314 Jahren vor dem 
biſionscolleg ſchwehten. Da dieſes Verfahren der Regierung geradezu 
einer öffentlichen Calamität geworden ſei, ſo bitte er die Regierung, 
dieſer a Einhalt zu thun und frage, inwieweit ſie von der Sachlage 
unterrichtet ſei. 
Der Vertreter des Finanzminiſters erwidert, daß von der Ans 
gelegenheit im Finanzminiſterium eigentlich gar nichts bekannt ſei. Die 
Regierung in Schleswig habe die Führung der Proceſſe für den Fiscus 
wahrzunehmen und daher das Recht, die Provocation auf Ablöſung zu 
ſtellen. Die Verwaltung der indirecten Steuer habe in dieſer Beziehung 
keinen Einfluß geübt, vielmehr ſtets um möglichſte Beſchleunigung gebeten. 
Von einer öffentlichen Calamität könne nicht wohl die Rede fein, da ſonſt 
gewiß Beſchwerden eingegangen ſein würden, das ſei aber nicht der Fall. 
2 Uebrigen gebe ich Ramens der Regierung die Zuſicherung, daß ſie der 


Sache näher treten wird. 
Bei der Poſition „Gebäudeſteuer“ richtet Abg. Richter (Hagen) an 
die Regierung die Frage, wie viel Plus die Neuveranlagung der Gebäude⸗ 
ſteuer dem Staate einbringen würde? 5 
Der Vertreter der Regierung erwidert, daß, obwohl die Veran: 
lagung noch in der Ausführung begriffen ſei, ſich das Reſultat im Ganzen 
und Großen doch ſchon überſehen laſſe und daß das Plus etwa 6%, 
höchſtens 6% Millionen Mark betragen werde. 5 
Abg. Richter (Hagen): Das Plus beträgt alſo etwa % des jetzigen 
Steuerbetrages und es fragt ſich, ob es rathſam iſt, jetzt, wo angeblich 
große Steuerreformen in Fluß find, dieſe Veranlagung vorweg zu nehmen; 
ch richte deshalb an die Regierung die Frage, ob ſie geſonnen iſt, einen 
8 ſetzentwurf vorzulegen, der die Erhöhung dieſer Steuer mindeſtens bis 
zum 1. April vertagt. Schon aus techniſchen Gründen halte ich es für 
falſch, daß dieſe Erhöhung mitten im Etatsjahre Plaz greifen ſoll. 
Der Vertreter der Regierung erwidert, daß die Regierung die Ein⸗ 
bringung eines ſolchen Geſetzentwurfs nicht in Erwägung gezogen habe und 
ß er nicht zu der Erklärung autoriſirt ſei, ob fie dazu bereit ſei. 
Abg. Seyffarth glaubt einen Wunſch zahlreicher Beamtenklaſſen dem 
nanzminiſter ans Herz legen de ſollen. Nach der Cabinetsordre vom 27. 
pril 1876 ſolle den Hinterbliebenen von Beamten der Gehalt von 1—3 
onaten gezahlt werden. Hier werde nun inſofern nicht nach gleichen 
Grundſätzen verfahren, als die Beamten bei Collegialbehörden, ſelbſt Kaſſen⸗ 
diener, einen 
n Be ben 5 dieſer Angelegenheit ſeine wohlwollende Be⸗ 
ng zu ſchenken. 8 
Bei Cap. 5 leinmalige und außerordentliche Ausgabe) empfiehlt Abg. 
Benda an Stelle des erkrankten Referenten der Budget⸗Commiſſion, 
bg. Frhrn. v. Heereman, den Antrag dieſer Commiſſion, die zur Herſtellung 
es Dienſtgebäudes für die Direction für die Verwaltung 
directen Steuern in Berlin ausgeworfenen 1,500,000 M. nicht 
bewilligen. 8 3 5 a 
Der Reg.⸗Commiſſar erörtert ausführlich die Bedürfnißfrage, indem 
nachweist, daß gegenwärtig ca. 230 Perſonen in 5 Gebäuden der Stadt 
ſtreut ſeien, ſo daß die Sachen oft 6 bis7 Mal von einem Bureau zum 
dern geſchafft werden müßten. Daß darunter der ganze Betrieb leiden 
fie, jet augenſcheinlich. ö 2 1 
Auf den Antrag des Abg. Graf Limburg⸗Stir um wird hierauf die 
ſttion an die Budget⸗Commiſſion zurückge wieſen und der Etat 
Uebrigen genehmigt. N 
Beim Etat der indirecten Steuern nimmt Abg. Dr. Serlo das 
ort: Der Abg. für Hagen hat mir einen Vorwurf daraus gemacht, daß 
ich zum Vorſitzenden der Eiſen⸗Enquete⸗Commiſſion ernannt worden bin, 
wohl ich vorher öffentlich erklärt hätte, daß ich die Wiedereinführung der 
ſenzölle befürworten würde. Ich habe aber ſeit dem Geſetze von 1873, 
welches die Eiſenzölle aufhob, niemals eine ſolche Erklärung abgegeben, am 
wenigſten eine öffentliche. Zwei Monate, nachdem ich Vorſitzender der 
Commiſſion wurde, hat ein Bekannter meine Anſicht über Eiſenzölle er⸗ 
gründen wollen, und da habe ich allerdings einen Brief geſchrieben, bei 
dem ich aber ichen daß ich eine Veröffentlichung feines Inhalts nicht 
wünſchte; dieſe Veröffentlichung iſt indeſſen durch eine Ungeſchicklichkeit er⸗ 
folgt. In dieſem Briefe hahe ich mich allerdings dahin ansgeſprochen, daß 
eine Wiedereinführung der Eiſenzölle den Producenten keinen Nutzen und 
den Conſumenten feinen Schaden zufügen, daß dieſelbe aber einer großen 
Klaſſe von Intereſſenten Muth und Vertrauen zurückbringen würde. (Hört! 
Hört!) Mit dem erſten Theile dieſer Behauptung ſtehe ich in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit einer großen Zahl von Sachverſtändigen, ja ſogar ein frei⸗ 
händleriſcher Eiſenconſument hat in der Commiſſion geradezu erklärt, daß 
er heute gerade ſo viel für das Eiſen zahlen müſſe, wie vor 1873. Ich 
habe die Verhandlungen der Eiſen⸗Enquete⸗Commiſſion damit begonnen, 
daß ich die Theilnehmer zur Bewahrung der größten Objectivität auf⸗ 
forderte, und bin mir bewußt, daß ich ſtets beſtrebt geweſen bin, ſie zu 
obachten. Es war nicht die Aufgabe der Commiſſion, einen Geſetzentwurf 
über die Wiedereinführung der Eiſenzölle auszuarbeiten, ſondern nur über 
die Lage der Eiſeninduſtrie eine Unſerſuchung anzuſtellen und ein Tableau 
der Zölle zu entwerfen, die etwa einzuführen ſein würden. Was über die 
Beſchlüſſe der Commiſſion un die Zeitungen gegangen tft, beruht zum 
ößten Theil auf uurichtiger Darſtellung. Ihr Bericht iſt erſt nach dem 
Februar gedruckt worden. Die Commiſſion hat ſich beſtrebt, mit der 
größten, Objectivität zu verfahren. (Abg. Hänel ruft: Es fehlte ihr die 


Oeffentlichkeit.) 

en hat uns der Abg. Richter vorgeworfen, daß nicht die geeigneten 
verſtändigen vernommen ſeien. Wir konnten uns doch nicht an die 
cteure liberaler n wenden, deren ganzer Eiſenconſum in 
ahlfedern beſteht. enn dann der Abg. Richter geſagt hat, die Sach⸗ 
ſtändigen bätten von dem Generalſecretär Bück Initructionen erhalten, 
iſt mir davon nichts bekannt. Ihre Stenogramme konnte er gleichfalls 
corrigiren, da die Mitglieder dies felbſt thun mußten; außerdem 
rden materielle Aenderungen zurückcorrigirt. Ich glaube, die Commiſſion 
kann ein Vorwurf nicht treffen, ie hat ihre Schuldigkeit gethan und ſich 

um das Vaterland verdient gemacht. \ j 
Abg. Richter (Hagen): Der Vorredner hat im Weſenttichen Alles be⸗ 
tigt, was ich früher behauptete; nicht um ihn perſönlich anzugreifen, fon: 
die Einrichtung einer ſolchen Enquete zu charakteriſiren. Es hat alſo 
Oeffentlichkeit von ihm eine Erklärung vorgelegen vor Beginn der 
8 in daß er die Wiedereinführung von Eiſenzöllen für 
nöthig 8 te. Allerdings iſt die Erklärung nicht mit ſeinem Willen in die 
Aentlichkeit gekommen. Aber nachdem es geſchehen, alſo der berufene 


Vorzug vor den Beamten anderer Kategorien genöſſen. Red⸗ Deb 
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Richter zur Sade einen Ausspruch gekdan halte, hätte die Regierung ihn 
abberufen möſſen; oder beſſer noch er ſelbſt hätte ſeine Entlaſſung fordern 
müſſen. Allerdings war die Commiſſion einſeitig beſetzt. ei erklärte 
Schutzzöllner, Schlöhr, Stumm und Serlo, ein abhängiger Geheime Ratb, 
Huber. Dieſen Vieren ſtand gegenüber als unabhängiger Freihändler allein 
der Conſul Meier aus Bremen. Der Vorredner hat zugegeben, daß die 
Sachverſtändigen nicht eidlich vernommen worden find. Der ſchutzzöllneriſche 
Central⸗Verband hat für feine Sachverſtändigen vorher Materialien zur 
Fragebeantwortung autographiren laſſen. Zugegeben iſt, daß die im Kaiſer⸗ 
hof corrigirten ſtenographiſchen Ausſagen wieder haben zurückcorrigirt wer⸗ 
den müſſen. Wie einſeitig man die Sachverſtändigen berufen hat, geht 
daraus bervor, daß aus dem eiſeninduſtriellen Kreis Hagen, deſſen Klein⸗ 
eiſeninduſtrie vorwiegend freihändleriſch, deren Handelskammer zur Hälfte 
freihändleriſch beſetzt iſt, nur der bekannte Führer der dortigen Schutzzöllner, 
Wilhelm Funke als Sachverſtändiger vernommen iſt. Eine ſubjectiv ein⸗ 
ſeitige Berichterſtattung habe ich nicht befürchtet. Ich nenne jeden Bericht 
über die Enquete einſeitig, der nicht das vollſtändige Material nach den 
ſtenographiſchen Aufzeichnungen enthält. Ich conſtatire, daß heute noch un⸗ 
mittelbar vor der Reichstagsentſcheidung Nichts über die Enquete amtlich 
veröffentlicht iſt. Dieſe Enquete iſt in jeder Beziehung ſo eingerichtet ge⸗ 
weſen, daß von vornherein das Reſultat dabei herauskommen muß, von 
welchem der Reichskanzler wünſcht, daß es herauskomme. 

Abg. Dohrn: Nach dem Durchleſen der Protokolle habe auch ich den 
Eindruck gehabt, als ob man mit der Berufung von Sachverſtändigen ein⸗ 
ſeitig verfabren ſei. Beim Eiſen handelt es ſich um Großinduſtrie, Klein⸗ 
induſtrie, Eiſenhandel und Eiſenconſum. Der größte Theil der 40 Sachver⸗ 
ſtändigen entſtammte der rheiniſchen Großinduſtrie; der Kleininduſtrielle, 
welcher vernommen iſt, Herr Mannesmann aus Remſcheid, iſt der einzige 
Schutzzöller in Remſcheid und Umgegend. Aus dem freihändleriſchen Stettin 
wollte man auch gern einen Schutzzöllner haben, man berief einen Eiſen⸗ 
bändler, der nichts weiter als der Agent der Königs- und Laurahütte in 
Schleſien iſt; er wurde neben ſeinem Generaldirector gehört und ſeine Aus⸗ 
kunft iſt auch danach ausgefallen. Der Generalſecretär Buek war vom 
7. November bis zum Schluß der Enquete im Kaiſerhof im täglichen Ver⸗ 
kehr mit den Sachverſtändigen, denen noch ein erhebliches autogr aphirtes 
Material für die Enquete eingehändigt war, worunter ſich auch eine ſpecielle 
Inſtruction darüber befand, wie weit die vom laiſerlichen ſtatiſtiſchen Amte 
veröffentlichten Export⸗ und Jmportgifiern als richtig anerkannt werden 
ſollten. (Hört!) Ich muß nach der Lectüre der Protokolle jagen, die Sach⸗ 
verſtändigen hatten ihre Aufgaben gut gelernt, ſie waren gut ein⸗ 
gepaukt. (Heiterkeit.) Die Einfuhr von Eiſen iſt gar nicht zu Worte ge⸗ 
meh Die Enquete war einfeitig, die Reſultate werden ebenfalls ein⸗ 
eitig ſein. 5 

Abg. v. Wedell (Malchow): Ich muß die Behauptung des Abgeord⸗ 
neten Serlo, daß ein freihändleriſcher Sachverſtändiger in der Commiſſion 
geſagt habe, er bezahle das Eiſen nach Aufhebung der ar ebenfo theuer, 
wie vorher, auf mich beziehen. Ich habe nun erklärt, daß ich dem Schmied, 
den ich in meinem Dienſte habe, für Schmiedearbeiten noch denſelben 
Accord wie früher zahle. (Hört!) Das iſt etwas Anderes, als was Herr 
Serlo mitgetheilt hat. Ich brauche auch noch anderes Eiſen, als das, was 
mein Schmied verarbeitet. Ich habe Gründe, dem Manne mein Wohl⸗ 
3 beweiſen, er hat in den theuren Zeiten zu denſelben Accordſätzen 
gearbeitet. 

Abg. Richter: Nachdem Herr Serlo Herrn v. Wedell⸗Malchow gegenüber 
ein Beiſpiel gegeben hat, wie er referirt, nehme ich meine Erklärung von 
vorhin, daß ich einen ſubjectiv⸗einſeitigen Bericht von Herrn Serlo nicht 
erwarte, hiermit ausdrücklich zurück. 

Abg. Serlo: Daß die e See Protokolle nicht in die Oeffent⸗ 
lichkeit gekommen ſeien, muß ein Irrthum ſein, denn man lieſt doch Aus⸗ 
züge davon in den Zeitungen, und auch Herr Dohrn hat ſie geleſen. 
Uebrigens ſind mehrere Kleininduſtrielle vernommen worden, 6 oder 7, ich 
weiß nicht, wie weit Herr Dohrn dieſen Begriff ausdehnt, es gehören dazu 
die Röhren⸗ und Drahtfabrikanten und die Fabrikanten für Kleinmaterial. 
Herr v. Wedell hat ſelbſt zugeſtanden, daß er ſeinem Schmied dieſel ben 
Se zahlt, wäre das Eiſen billiger geworden, würde er es doch 
nicht thun. 

Abg. Richter (Hagen): Ueber Miniſterialſitzungen ſteht ſo manches in 
den Blättern, trotzdem fällt es Niemandem ein, dieſe Sitzungen öffentliche 
zu nennen. 

Abg. Dohrn; Ich habe die Protokolle von einem Sachverſtändigen ver⸗ 
traulich zur Lectüre erhalten, nachdem ich mich vergeblich anderweitig um 
dieſelben bemüht hatte. 8 . 

Abg. v. Wedell (Malchow): Der Herr Abg. Serlo wird mir doch nicht 
vorſchreiben wollen, was ich meinem Schmied zahlen ſoll. (Sehr gut!) 
Uebrigens verſtehe ich den Schutz der nationalen Arbeit anders; ich laſſe 
von den Vortheilen, die mir eine Zollbefreiung gewährt, auch meinen Ar⸗ 
beitern etwas zukommen. (Beifall. 251 

Das Haus genehmigt den Etat der indirecten Steuern ohne weitere 


ebatte. 
Schluß 5% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. (Verſchiedene 
Ueberſichten und Specialetats, Etatsgeſetz und Generalbericht.) 


Herrenhaus. 8. Sitzung vom 7. Februar. 


1 Uhr. Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg, Graf Stolberg und 
mehrere e . 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Geſetzentwurf, betreffend 
die Befähigung für den höheren Verwaltungs⸗Dienſt. 

Die Juſtiz⸗Commiſſion hat die vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen 
$$ 10 und 11, welche die Befähigung für das Landrathsamt und die ent⸗ 
ſprechenden Aemter in verſchiedenen Landestheilen regeln, e ‚und 
den § 16 der Regierungsvorlage, welcher die Regelung dieſer Frage einem 
beſonderen Geſetze vorbehält und es inzwiſchen bei den bisherigen Beſtim⸗ 
mungen beläßt, wiederhergeſtellt, allerdings mit folgendem Zuſatze: „Sofern 
jedoch dieſes Geſetz nicht bis zum 1. Januar 1884 erlaſſen iſt, können von 
dieſem Zeitpunkte ab nur ſolche Perſonen zu den bezeichneten Stellen be⸗ 
rufen werden, welche die Befähigung für den höheren Verwaltungsdienſt 
oder für den höheren Juſtizdienſt erlangt haben.“ 

Referent Dr. Dernburg erkennt die Zweckmäßigkeit des von der Re⸗ 
gierung eingeſchlagenen Weges, dieſes nothwendige Geſetz von der ſtreitigen 
Landrathsfrage zu entlaſten, zumal die Regierung auch die Nothwendigkeit 
einer geſetzlichen Regelung dieſer Frage anerkannt habe. Das Abgeord⸗ 
netenhaus habe im Intereſſe ſeines Einfluſſes hierauf dieſen Weg verworfen 
und einen früheren Vorſchlag des Herrenhaufes ue Jedoch die 
dagegen von der Regierung vorgebrachten Gründe ſeien durchſchlagend, und 
deshalb ſei es jetzt angezeigt, der Regierung nachzugeben. Die Commiſſion 
habe die Zeitdauer des Proviſoriums limitirt und dann werde bei der 
definitiven Regelung § 10 als Programm . werden müſſen. 

Graf Kraſſow hält den $ 16 noch für bedenklicher als den bedenk⸗ 
lichen § 11. Ein ehemaliger Oberpräſident habe ihm gejagt, ein alter Hu⸗ 
ſarenoſſizier ſei ihm als Landrath lieber als ein Juſtizaſſeſſor. Nun brauchte 
ja die Majorität des anderen Hauſes, welche ſo hohe Anforderungen an 
die Vorbereitung zum Landrathsamt na wolle, nur das Zuſtandekommen 
eines 1 fünf Jahre lang zu hindern, was nicht ſchwer ſei, und ſie 
erreiche ihren Zweck ſchon auf Biefem Wege. Redner beantragt, über den 
Zuſatz der Commiſſion zu § 16 beſonders abzuſtimmen. 5 

Graf Brühl bemerkt, hier liege wieder einmal ein Compromiß vor und 
die Definition von Compromiß ſei, was keinem Recht iſt. Dieſer Compro⸗ 
miß ſei aber ein vollſtändiges Nachgeben gegen das andere Haus, da letz⸗ 
teres es in der Hand habe, durch Verzögerung des geforderten Geſetzes ſeine 
Anſichten vollſtändig durchzuſetzen. Er beantragt die Streichung des von 
der Commiſſion beſchloſſenen Zuſatzes zu § 16. ; x 

Graf Udo zu Stolberg beantragt den Zuſatz der Commiſſion dahin 
zu erweitern, daß auch 1884, wenn das Geſetz nicht erlaſſen iſt, ſolche 
Perſonen zu Landräthen beſtellt werden können, welche entweder nach be⸗ 
ſtandener erſter juriſtiſcher Prüfung im juriſtiſchen oder Verwaltungs vor⸗ 
bereitungsdienſt thätig waren oder welche ſich ohne Prüfung in Selbſtver⸗ 
waltungsämtern des Communale, Kreis: oder Propinzialdienſtes — mit 
Ausnahme des Gemeindevorſtehers — ſich bewährt haben und ein Jahr 
in dem Kreiſe ihren Wohnſitz haben. Der § 10 des Abgeordnetenhauſes, 
mit ſeiner Incongruenz, daß er den Kreiſen bei der Auswahl der Land⸗ 
räthe weitere Befugniſſe gebe als dem König, ſei das kleinere Uebel gegen 
den Commiſſionsvorſchlag, deſſen Conſequenzen ſicher 1884 eintreten würden. 
v. Winterfeld will ebenfalls nicht auf eine ungewiſſe Zukunft hin 
ſolche Zugeſtändniſſe machen. Gerade die von der Regierung ernannten 
Landräthe zeichneten ſich vortheilhaft in den Debatten des anderen Hauſes 
aus und erfreuten ſich eines großen Vertrauens Seitens ihrer Kreisein⸗ 
geſeſſenen. Die Regierung mißbrauche alſo ihr Ernennungsrecht nicht. 
Er bitte, den Antrag des Grafen Stolberg anzunehmen, um die Regie⸗ 
Aue. ſchlechter zu jtellen bei der Auswahl ihrer Beamten als die 

reiſe. 
iniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich bin mit den Vor⸗ 
rednern einverſtanden, daß man nicht höhere Juſtiz⸗ und Verwaltu 
amten allein zu Landräthen machen kann. Der Hauptzweck dieſes 
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iſt der, die Heranbildung höherer Verwaltungsbeamten zu ermöglichen. Da 
über die Landrathsfrage ſeit vier Jahren eine Einigung Nee geſetz⸗ 
gebenden Den nicht zu erzielen war, jo mußte die ierung zu ihrem 
urſprünglichen Plane, die Landrathsfrage aus dieſem Geſetze zu entfernen, 
en Der Beſchluß des anderen Hauſes, welcher andere Bedingungen 
ür präſentirte als für ernannte Landräthe aufftellt, iſt für die Regierung 
nicht annehmbar. In Hinblick auf die Sachlage und das Bebürſuiß dieſes 
Geſetzes kann ic nur den Antrag der Commiſſion den u $ kein 
Compromiß it, ſondern nur eine Vertagung der Entſcheidung iſt. Bei der 
Alternative, welche derſelbe ſtellt, muß eine Einigung über erleichterte Vor⸗ 
bedingungen für das Landrathsamt während fünf Jahren erzielt werden. 
Der Antrag Stolberg iſt für die 1 an ſich nicht unannehmbar, 
aber ich kann denſelben in Rückſicht auf die Stimmung des anderen Hauſes 
nicht empfehlen. 

Graf Rittberg, Wever, Haſſelbach und e Lippe treten 
nach dieſer Erklärung, um für die übrigen höheren Verwaltungsämter 
qualificirte Candidaten zu ſchaffen, unter Hintanſetzung aller Bedenken für 
die Commiſſionsanträge ein. 

Nach Ablehnung des Antrages des Grafen zu Stolberg werden die 
Commiſſionsanträge zu den SS. 10, 11 und 16 angenommen, ebenſo die 
ubrigen 1 der Vorlage und das Geſetz im Ganzen. 

er Entwurf eines Aus führungsgeſetzes zur deutſchen Civil⸗ 
proleßordnug wird auf den Antrag v. Bernuth's mit einigen uns 
weſentlichen von der Juſtizcommiſſion beantragten Aenderungen en bloc 
angenommen. 

Dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und dem Fürſten⸗ 
thum Lippe, betr. die Begründung einer Gerichtsgemeinſchaft 
an das Haus auf den Antrag des Dr. Beſeler die verfaſſungsmäbige 

uſtimmung. 

Ueber die Petition des Gemeindevorſtandes zu de mit dem 
Antrage, die Belaſſung des Amtsgerichts Stickhauſen, als im Intereſſe der 
dortigen Bevölkerung dringend nothwendig, zu befürworten, geht das 
Haus auf den Antrag des Referenten der Juſtizcommiſſion Dr. Henrici 
zur e smtnann über. R 2 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung: Sonnabend 1 Uhr. (Kleinere 
Vorlagen.) 


Berlin, 7. Febr. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Königlich baieriſchen Hauptmann und Compagnie⸗Chef Hahn im 14. In⸗ 
fanterie⸗Regiment, bisher Platzmajor der Feſtung Ulm (rechtes Donau⸗Ufer), 
den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, ſowie dem Führer des franzöſiſchen 
Fiſcherfahrzeuges „Catherine Nr. 1350“, Fiſcher Achille Julien zu Boulogne, 
die Rettungs⸗Medaille am Bande verliehen 

Se. Majeſtät der König hat den Geheimen Regierungs⸗ und vortragen⸗ 
den Rath im Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
Rothe zum Geheimen Ober⸗Regierungs⸗Rath in dem gedachten Miniſterium 
ernannt; dem Banquier Ludwig Max Goldberger zu Berlin den Charak⸗ 
ter als Commercien⸗Rath; dem Schlächtermeiſter Guſtav Adolph Herr⸗ 
mans zu Berlin das Prädikat eines Königlichen Hof⸗Schlächtermeiſters 

erliehen. 

Der Herrenmeilter des Johanniter⸗Ordens, Prinz Carl von Preußen, 
Königliche Hoheit, hat den Rechtsritter: General⸗Feldmarſchall und Chef des 
n Infanterie⸗Regiments Nr. 13 Carl Eberhard Herwarth von 
Bittenfeld, zu Bonn, in Folge Präſentation des Convents der Rheini⸗ 
ſchen Genoſſenſchaft, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung des Ordens⸗Kapitels, 
am 23. Januar c. zum Commendator des Johauniter⸗Ordens in der Rhein⸗ 
provinz ernannt, an Stelle des Commendakors Freiherrn von Rigal⸗Grun⸗ 
land, 15 95 Führung der Geſchäfte der genannten Genoſſenſchaft nieder⸗ 


elegt hat. 
l n a des Reichsbank⸗ Directoriums.] Vom 
1. Juni d. J. ab werden [Gelder der Kirchen, Schulen, Hoſpitäler und 
anderen milden Stiftungen und öffentlichen Anſtalten zur zinsbaren Be⸗ 
legung bei der Reichsbank nicht mehr angenommen und die bis dahin be⸗ 
legten Gelder dieſer Art nicht weiter verzinſt. Die Abhebung des Capitals 
und der zückſtändigen Zinſen kann jederzeit bei der Reichsbankanſtalt des 
Belegungsortes gegen Rückgabe der gehörig quittirten Schuld⸗Urkunde 
(Quittungsbuch, Bank⸗Obligation oder Empfangsbeſcheinigung) ſtatifinden. 
— Auf Werthpapiere bezieht ſich die vorſtehende Beſtimmung nicht. Die⸗ 
jelben: können auch bon Vormündern, Pflegern ꝛc. nach wie vor der Reichs⸗ 
ank in Verwahrung und Verwaltung gegeben werden. 

Berlin, 7. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
empfing geſtern Nachmittag um 4 Uhr den Reichskanzler Fürſten von 
Bismarck. — Heute Vormittag nahm Se. Majeſtät den Vortrag des 
Polizei⸗Präſtdenten von Madai und ſpäter militäriſche Meldungen 
entgegen. — Um 12 Uhr Mittags fand im Kaiſerlichen Palais die 
übliche Vorſtellung der demnächſt in die Armee tretenden Cadetten 
ſtatt, und um 1½ Uhr empfingen Se. Majeſtät den General⸗Lieute⸗ 
nant von Strubberg, Commandeur der 19. Diviſion. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hobeit der Kronprinz]: 
nahm geſtern Vormittag die perſönlichen Meldungen der General⸗ 
Lieutenants und Diviſions⸗Commandeure von Strubberg und von 
Förſter, ſowie des Commandanten von Stralſund, Oberſten Freiherrn 
von Hammerſtein, fentgegen und begab Sich Abends gegen 8 ½ Uhr 
zum Ball in das Königliche Schloß. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 7. Febr. [Miniſter⸗Conſeil. — Zur Ent: 
ſtehung des Artikel 5 des Prager Friedens. — Zur Pu⸗ 
blication des Aufhebungs-Vertrages. — Erhöhung der 
Richtergehälter. — Nachfolger Jagow's.] Heut Abend findet 
beim Fürſten Bismarck eine vertrauliche Beſprechung des Staats⸗ 
miniſteriums flat. — Von officiöſer Seite wird der Urſprung der 
nordſchleswigſchen Clauſel im Artikel 5 des Prager Friedens bes, 
ſprochen und an die Darſtellung erinnert, welche Fürſt Bismarck im 
December 1866 im preußiſchen Abgeordnetenhauſe über die Entſtehung 
jener Clauſel gab. Indem der Fürſt allerdings auf das napoleoniſche 
Princip der Berückſichtigung der Nationalitäten hinwies, führte er 
aus, wie Napoleon im Juli 1866 in der Lage geweſen ſei, ſeine 
Wünſche mit einem ungewöhnlich ſtarken Gewicht zu accentuiren und 
daß für Preußen ein Augenblick der Wahl vorgelegen habe, zwei 
große Kriege gleichzeitig zu führen, oder ob wir in der europäiſchen 
Lage, in welcher wir uns vor Wien befanden, die Geſammtheit 
deſſen, was uns von Oeſterreich unter Napoleons Vermittelung ge⸗ 
boten wurde, annehmen oder ablehnen wollten. Er, der Fürſt, habe 
die Ueberzeugung gehabt, daß wir den Bogen nicht zu ſtraff ſpannen 
und nicht durch Verwerfung von Einzelheiten die Geſammtheit 
des Errungenen wieder in Frage ſtellen durften. Solchen 
Verhältniſſen und Erwägungen verdanke die Clauſel über Nord⸗ 
ſchleswig ihren Urſprung. Gegenüber dieſer vor ganz Europa zu 
einer Zeit, wo das Kaiſerthum Napoleons noch in voller 
Macht ſtand, gegebenen Erklärung iſt es abſolut unmöglich, die Clauſel. 
der Initiative des Fürſten Bismarck zuzuſchreiben. — Als wir neu⸗ 
lich auf den Zeitpunkt hinwieſen, in welchem der Vertrag mit Oeſter⸗ 
reich abgeſchloſſen worden iſt, hoben wir doch hervor, daß die neueſten 
Demonſtrationen in Kopenhagen, wenn auch nicht den Anlaß zu dem 
Vertrage ſelbſt, doch zu der Veröffentlichung gerade im jetzigen Zeit⸗ 
punkt gegeben haben können. Durch unſere Notiz konnte nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſein, daß auch bereits bei den Verhandlungen mit Oeſter⸗ 
reich das Verhalten des Herzogs von Cumberland bei ſeinem Schreiben 
an den „König von Preußen“, welches in demonſtrativer Weiſe die 
Eriftenz des Deutſchen Reiches ignorirt, und die ganze Reihe von 
Manifeſtationen, welche die Welfen in Hannover und Braunſchweig 
an ſeine Verlobung mit einer däniſchen Prinzeſſin knüpften, mit ins 
Gewicht gefallen ſind. Die neueren Vorgänge in Kopenhagen haben, 
wie erwähnt, die Publication des Vertrages beſchleunigen müſſen. — 
Im Anſchluß an unſere geſtrige Mittheilung, daß das Staatsminiſte⸗ 
rium den Nachtrag zum Juſtizetat berathen habe, hören wir heute, 
daß daſſelbe den Vorſchlägen für Erhöhung verſchiedener Richter⸗ 
gehälter zugeſtimmt habe. — Officiös wird geſchrieben: Die Angaben 
über den Nachfolger des verſtorbenen Oberpräſidenten Jagow, wie ſie 


a bereits im hieſigen Zeitungen fich finden, beruhen lediglich auf Con⸗ 
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Wie wir mit Bestimmtheit hören, iſt bis jetzt noch feine Per⸗ 
chkeit mit Entſchiedenheit in Ausſicht genommen. 

Der deutſche Botſchafter in Paris.] Es hat ſich be⸗ 
t, daß eine neue Beglaubigung der Botſchafter in Folge des 
zöſiſchen Präſidentenwechſels nicht ſtattfinden wird. Man hatte 
die Frage aufgeworfen, ob die Anzeige eine perſönliche, wie zur 

t Mac Mahon's, oder mehr allgemeine, nur von Regierung zu 

zierung ſein werde. Auch in dieſer Beziehung wird, wenigſtens 

ch den Pariſer Nachrichten zu urtheilen, ein ähnliches Verfahren, 
de Amerika und der Schweiz gegenüber beobachtet werden. 

W. T. B. [Der Bundes rath! hielt geſtern eine Plenarſitzung unter 
Zorſitz des Präſidenten des Reichskanzleramtes, Staatsminiſters Hofmann. 
Die erfolgte Ueberweiſung der Vorlagen, betreffend den Entwurf eines 
Geſetzes, wegen Erwerbung ꝛc. eines Grundſtücks für das Geſundheitsamt 
und den Entwurf eines Geſetzes wegen Aufnahme einer Anleihe für Zwecke 
der Verwaltungen der Poſt und Telegraphen ꝛc. an den zuſtändigen Aus⸗ 
ſchuß wurde genehmigt. Vorlagen, betreffend den Abſchluß eines Freund⸗ 
ſchafts⸗, Handels⸗, Schifffahrts⸗ und Conſularvertrages mit Hawaii und 
betreffend den Nachweis über die Erwerbs⸗ und Herſtellungskoſten der 
Poſt⸗ und Telegraphen⸗ Gebäude u. ſ. w. wurden an die Aus⸗ 
ſchüſſe verwieſen. Auf mündliche Ausſchuß ⸗ Berichte wurden die 
Entwürfe der Etats der Verwaltung des Reichs = Heeres und des 

Reichs⸗Invalidenfonds für 1879/80 mit einigen Aenderungen 8 
Ferner wurden Ausſchußberichte erſtattet über a. die Abänderung des Ge⸗ 
etzes ber die Wechſelſtempelſteuer. Die Beſchlußfaſſung wurde ausgeſetzt; 
b. den Entwurf eines zes über den Verkehr mit Nahrungsmitteln zc.; 
e. die Gebührenordnung für Rechtsanwalte. Die Geſetzentwürfe zu b. 
und c. wurden mit einigen Aenderungen genehmigt; d. eine Eingabe, be⸗ 
treffend Niederſchlagung der Nachſteuer im Bremiſchen Gebiet. Es wurde 
Ablehnung des Geſuchs beſchloſſen; ©. die Zulaſſung des ohne ſteuer⸗ 
liche Controle bereiteten Wermuthkrautpulvers zur Salzdenaturirung. 
Es wurde beſchloſſen, die ſchon vor dem 1. Januar 1879 vorhanden ge⸗ 
weſenen Beſtände von Wermuthpulver unter gewiſſen Vorausſetzungen bis 
um 1. Mai 1879 zur Denaturirung zuzulaſſen. Zwei Eingaben der Han⸗ 
delskammer zu Lennep, betreffend Abänderung des Wechſelſtempelſteuer⸗ 
Geſetzes, und des Arthur v. Studnitz, betreffend Erhöhung der Gewichts⸗ 
ſteuer für Tabak, wurden an die Ausſchüſſe überwieſen. 

[Verbot auf Grund des Reichs⸗Geſetzes vom 21. October 
0 Die vom 9. und 23. Januar 1879 datirten Nummern 1 und 2 
des VI. Aehrdangen der in Reichenberg erſcheinenden periodiſchen Druck⸗ 
ſchrift: „Arbeiterfreund. Socialpolltiſche Zeitschrift für das arbeitende Volk.“ 

Darmſtadt, 5. Febr. [Staatsbeitrag an die katholiſche 
Kirche.] Hierüber beſchloß die zweite Kammer mit allen gegen 
6 Stimmen (der Ultramontanen) 1) „für 1879/80 die angeforderten 
107,852 M. mit Abſtrich von 521 M. für den Erzbiſchofſtuhl von 
Freiburg, der nicht beſetzt iſt, zu bewilligen“; 2) „für die zwei folgen⸗ 
den Jahre dieſe Summe nur mit der Beſchränkung zu bewilligen, 
daß die darin begriffenen 24,000 M. für den Biſchof von Mainz ſo 
lange nicht bezahlt werden, als der biſchöfliche Stuhl zu Mainz un⸗ 
beſetzt iſt, und daß die Staatsgehalte für Geiſtliche überall da nicht 
bezahlt werden, wo Stellen vacant ſind und nicht wieder beſetzt wer⸗ 
den, weil die Bisthumsverwaltung bei Anſtellungen oder Verſetzungen 
nicht die Vorſchriften beachten will, welche die neueren Geſetze for: 
dern.“ Die Staatsgehalte der unbeſetzten katholiſchen Pfarrſtellen, 
bis jetzt 12 an der Zahl, floſſen bis jetzt in den allgemeinen katho⸗ 
liſchen Kirchenfonds. Nach Beſchluß der Kammer werden dieſe, wenn 
und ſo lange die Stellen nicht beſetzt ſind, von 1880 an nicht weiter 
ausgezahlt. 

Saarbrücken, 6. Febr. [Der große Monſtreprozeß in 
der Marpinger Angelegenheit,] deren Vorunterſuchung faſt 
volle zwei Jahre gedauert, wird am 3, März vor dem hierortigen 
Landgerichte ſtattfinden. Abg. Majunke iſt als Zeuge zu dieſer Ver: 
handlung vorgeladen worden. 


Frankreich. 

Paris, 5. Febr. [Die definitive Conſtituirung des 
neuen Cabinets. — Das Programm des Miniſteriums. 
— Die neue Regierung und die Curie. — Die Ber: 
leihung des Großcordons der Ehrenlegion an Grévy. — 
Glückwunſchadreſſen. — Diplomatiſches.] Das neue Cabinet 
beſteht aus dem Conſeilpräſidenten und Miniſter des Aeußern Wad⸗ 
dington, dem Miniſter des Innern de Marcère, dem Finanzminiſter 
Léon Say, dem Juſtizminiſter Le Royer, dem Miniſter des Unter⸗ 
richts und der Künſte Jules Ferry, dem Arbeitsminiſter de Freyeinet, 
dem Handels- und Ackerbaumi iſter Lepere, dem Kriegsminiſter 
General Gresley und dem Marineminiſter Jauréguiberry. Die ſeit 
geſtern vorgenommenen Aenderungen beſtehen alſo nur darin, daß 
Jauréguiberry ſogleich an die Stelle des Admirals Pothuau tritt 
und daß Bardoux ganz ausſcheidet. Man hatte ihm, wie gemeldet, 
die Leitung der Cultusangelegenheiten mit einem beſonderen Portefeuille 
anvertraut, er hatte aber dieſelbe abgelehnt, und das begreift ſich um 
ſo eher, als die Cultusabtheilung erſt ganz vor Kurzem unter die 
Leitung Laferriére's geſtellt worden iſt. Bardoux hat ohne Zweiiel 
begriffen, daß neben dieſem Beamten, deſſen Competenz die ſeinige 
bedeutend überragt, er eine unglückliche Rolle ſpielen würde. Es 
ſcheint, daß die Unterſtaatsſecretalrſtellen noch nicht alle beſetzt find. 
Die Regierung wird jedenfalls mit Vorſicht zu Werke gehen wollen, 
da die zweckmäßige Wahl derſelben für fie ein Mittel iſt, ſich 
in gutes Einvernehmen mit den verſchiedenen Gruppen der Mehrheit 
zu ſetzen. Die Kammer wird jedenfalls binnen Kurzem von dem 
Programm des neuen Miniſteriums in Kenntniß geſetzt ſein. Wie 
es heißt, haben die Miniſter auf Verlangen Waddington's und unter 
dem Eindruck, daß die Erhaltung des Miniſters des Aeußern auf 
ſeinem Poſten ein nothwendiges Poſtulat der auswärtigen Politik 
Frankreichs iſt, ſich über die weſentlichen Punkte ihres Programms in 
dieſer Weiſe verſtändigt: Eine eigentliche Amneſtie wird nicht bewilligt 
werden; man wird ſich darauf beſchränken, die begnadigten Inſur⸗ 
genten von 1871 durch ein Geſetz von der Polizeiaufſicht zu befreien 
und ihnen ihre bürgerlichen Rechte wiederzugeben. Die Einleitung 
eines Prozeſſes gegen die Maiminiſter wird unterbleiben; die Kam⸗ 
mern werden nach Paris überfiedeln. In dem Verwaltungs: und 
Gerichtsperſonal werden durchgreifende Aenderungen im republikaniſchen 
Sinne durchgeführt werden. Man hofft, durch dieſes Programm die 
Mehrheit zufriedenzuſtellen und dieſe Hoffnung iſt nicht unvernünftig, 
wenn die Regierung raſch vorgeht und mit der Vergangenheit ein 
für allemal abzuſchließen ſucht, ſo lange noch die Kammer unter dem 
günſtigen Eindruck der letzten Ereigniſſe ſteht; zumal für den Ver⸗ 
zicht auf den Prozeß der Mairegierung wird ſich die Mehrheit leicht 
gewinnen laſſen. Alle gemäßigten Republikaner ſind ſchon dafür und 
find es um fo mehr, da de Fourtou und de Reille, zwei der Haupt⸗ 
mitarbeiter der Maipolitik neuerdings in die Kammer gewählt worden 
ſind. Man dürfte übrigens auch in der Kammer begreifen, daß die 
Garantie, welche die anderen europäiſchen Regierungen in dem Ber: 
bleiben Waddington's gefunden haben, zu werthvoll iſt, um leichtſinnig 
auf's Spiel geſetzt zu werden. Die geſammte republikaniſche Preſſe 
begrüßt heute das neue Cabinet mit dem Wunſche, daß ihm ein lan⸗ 
ges Däfein beſchieden fein möge, denn alle Welt fühlt wohl, daß von 
jest ab ein häufiger Wechſel in der Regierung im Intereſſe der Ne: 
publik verhütet werden müſſe. Unter den ausſcheidenden Miniſtern 
wird heute in den republikaniſchen Blättern beſonders Bardour um 
feiner aufrichtigen Reformbeſtrebungen willen belobt, aber dieſe Blätter 


über d 
ſind auch alle darüber einig, daß Bardoux bei feinen Reformen zu ſolle : erwiderte der Vorſitzende, daß dieſe Beſtrehungen 
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würden, weil der bieſige Conſumverein eine eingetragene Genoſſenſchaft 
fei und als ſolche nur nach dem Genoſſenſchaftsgeſetz behandelt werden 
önne. — Mit der 1 daß Sonnabend, den 15. d. M., das 
Stiſtungsfeſt des Vereins im Schießwerder ſtattfinden werde, ſchloß der 
Vorſitzende die Verſammlung nach 10 Uhr. 


D—1. Brieg, 6. Febr. [Communales.] Der geſtern abgehaltenen 
Sitzung unſerer Stadtverordneten wurde allſeitig mit der größten Spannung 
entgegengeſehen, welche durch die beiden Hauptpunkte der Tagesordnung, 
Fortbeſtand der Gewerbeſchule für Mädchen und Reorganiſation der Ge⸗ 
werbeſchule, hervorgerufen war. Wie ſ. 5 emeldet, hatten die ſtädtiſchen 
Behörden beſchloſſen, die Mädchen⸗Gewerbeſchule zu Oſtern d. J. eingehen 
zu laſſen, nachdem die Anſtalt ihre Koſten nicht mehr ſelbſt decken konnte. 
Auf Anregung des Herrn Geh. Regierungsrath Jacobi zu Liegnitz hatte 
der Gewerbeverein ein Geſuch an die Staatsregierung um Bewilligung 
einer Subvention gerichtet, welche die Unterhaltung der Anſtalt ermöglicht. 
Die ſtädtiſchen Behörden ihrerſeits hatten erklärt, die Koſten für Local, 
Heizung und Beleuchtung zu tragen. Wie nun vor Kurzem eine 
in Gewerheſchul⸗Angelegenheiten von hier abgeſandte Deputation in 
Berlin ſich zu überzeugen Gelegenheit hatte, iſt in den Staatshaus⸗ 
haltsetat eine Subvention aufgenommen, deren Höhe allerdings nicht 
bekannt iſt, da dieſelbe in einer Geſammtſumme für verſchiedene 
Communen enthalten iſt. Auf Antrag des Magiſtrats wurde geſtern 
beſchloſſen, die Anſtalt zu erhalten, ſelbſt wenn der ſtaatliche Zuſchuß 
nicht vollkommen zur Beſtreitung der Koſten ausreichen ſollte. Beſtimmend 
für dieſen Beſchluß wirkte mit, daß die Bedeutung der Schule erſt neuer⸗ 
dings wieder von den vorzüglichſten Autoritäten anerkannt worden iſt und 
daß, wie früher, ſo auch in der neueſten Zeit für die verſchiedenſten Ge⸗ 
ſchäftsbranchen Damen verlangt worden, die in der hieſigen Anſtalt aus⸗ 
gebildet ſind. Es dürfte namentlich mit Rückſicht darauf, daß ein erheb⸗ 
licher Procentſatz der Schülerinnen ſchon von hier aus placirt worden iſt, 
der Beſuch der Schule ſehr zu empfehlen ſein. — Auf das Reſcript des 
Handelsminiſters vom 1. November v. J., betreffend die Reform der Ge⸗ 
werbeſchule, welches hervorgehoben hatte, daß die Schule, wenn ſie nicht 
reformirt würde, auch die bisherige ſtaatliche Subvention verlieren würde, 
hat der Director der Gewerbeſchule, Herr Nöggerath, ein Promemoria aus⸗ 
gearbeitet. Derſelbe projectirt, und ſo beantragt auch der Magiſtrat, die 
Ausgeſtaltung der jetzigen Anſtalt in eine e neunklaſſige höhere 
Gewerbeſchule, wie fie die im Auguſt im Handelsminiſterium 1 8 
babte Conferenz vorgeſchlagen hat, mit einer zweillaſſigen 17 47 5 ür 
Maſchinenweſen in Anlehnung an die Unterſecunda. Die Schüler der An⸗ 
ſtalt erhalten nach Abſolvirung der Unterſecunda die Berechtigung zum 
b ee line Herr Nöggerath hat eine ſpecielle 
Koſtenberechnung aufgeſtellt, in welcher namentlich die Einnahmen der neu 
zu errichtenden Klaſſen nach einer ſehr niedrigen Annahme berechnet ſind, 
und kommt zu dem Reſultat, daß die Reform keine Mehrausgaben, ſondern 
eine Ermäßigung der bisherigen Koſten herbeiführen wird. Von der Er⸗ 


planlos ins Zeug gegangen und daß er zu vielerlei unternommen 
habe, um irgend etwas Rechtes durchzuſetzen. — Der Präſident Grévy 
hat geſtern im Elyſee abermals mehrere Geſandte empfangen, ſo auch 
den päpſtlichen Nuntius. Er erwiderte ihren Beſuch am Abend. 
Aus Rom wird berichtet, daß bei der Nachricht von Mac 
Mahon's Rücktritt im Vatican einen Augenblick große Ver⸗ 
wirrung herrſchte. Man wußte nicht, wie man ſich dem neuen 
Präſidenten der Republik gegenüber verhalten ſolle. Indeß nach einer 
Conferenz des Papſtes und des Cardinals Nina wurde der Nuntius 
angewieſen, Grévy die üblichen Glückwünſche zu überbringen und 
es heißt, daß auch der Pariſer Erzbiſchof, Cardinal Guibert, vom 
Vatican aus aufgefordert worden iſt, auf die Herſtellung guter Be⸗ 
ziehungen zwiſchen der Curie und der neuen Regierung hinzuarbeiten. 
In der Preſſe iſt ſchon wiederholt die Frage aufgeworfen worden, ob 
Grévy, der keinen Orden beſitzt, bei den officiellen Empfängen den 
Groß⸗Cordon der Ehrenlegion zu tragen habe, wie Thiers denſelben 
ſeit ſeiner Ernennung zum Präſidenten der Republik zu tragen pflegte, 
obgleich er vorher blos Großofftzier der Ehrenlegion war. Der Conſeil 
der Ehrenlegion hat über dieſe Frage entſchieden, indem er in einer 
vorgeſtern abgehaltenen Verſammlung ſeinen Präſidenten, General 
Vinoy, beauftragte, Grévy den Groß⸗Cordon der Ehrenlegion zu 
überbringen. Grévy hat denſelben angenommen. Jeden Tag laufen 
im Elyſée zahlloſe Glückwunſch⸗Adreſſen an den neuen Präſidenten 
ein. Sie gehen meiſt von den franzöſiſchen Gemeinderäthen aus; 
aber es befinden ſich auch andere darunter. So z. B. haben die 
Studenten von Neapel eine Glückwunſch⸗Adreſſe geſchickt. — Die Ent⸗ 
laſſungsgeſuche des Botſchafters in London, Marquis d'Harcourt, des 
Botſchafters in Wien, Graf de Vogue und des Botſchafters in St. 
Petersburg, General Le Flo, ſind im Miniſterium des Auswärtigen 
eingetroffen. 


Provinzial-Zeitung. 


** Breslau, 8. Febr. [Dr. Sommerbrodt in Berlin.] 
Wie wir erfahren, war der mit Prof. Dr. Hirſch nach Aſtrachan dele⸗ 
girte Dr. Sommerbrodt bisher in Berlin Stabsarzt am Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Inſtitut und iſt der Sohn des hieſigen Provinzialſchulrathes. 

—dt. [Die e Muſik⸗Geſellſchaft Brumme I] veranſtaltet, 
wie bereits gemeldet, Dinstag, den 11. Februar, ein großes Feſt⸗ und 
Künſtler⸗Concert zum Beſten der hieſigen Euppenbereine und des Vereins 
für Koſtkinder. Mit dieſem Concert feiert die Brumme I das Jubiläum 
ihres 15jährigen erfolgreichen Wirkens auf dem Gebiet der Wohlthätigkeits⸗ 

oncerte. Das allbewährte Concert⸗Comite der Geſellſchaft hat keine Mühe 
eſcheut, dieſes Jubiläum möglichſt glänzend zu begehen. Die hieſigen 

heater⸗Directionen haben demſelben in dankenswerthem Entgegenkommen 
ihre beſten Kräfte zur Verfügung geſtellt und dieſe ſelbſt in liebenswürdiger 
Bereitwilligkeit ihre Mitwirkung zug dag voran natürlich der alte brape 
Freund der Brumme 1 Rieger. Von den übrigen mitwirkenden theatrali⸗ 
chen Größen heben wir nur hervor vom Stadttheater unſere treffliche 
en Fräulein Lehmann, unſere Altiſtin Fräulein Beck, unſere 
geſchätzte Liebhaberin Fräulein Judith Schwarzenberg, ſowie unſeren 
wackeren Helden Herrn v. d. Oſten, Herrn Tenoriſten Wolff und Herrn 
Concertmeiſter Sitt. Vom Lobetheater unſere reizende Soubrette Fräulein 
Stauber und unſeren beliebten Charakterkomiker Herrn Wilhelmi. — 
Aber auch von den außertheatraliſchen künſtleriſchen Kräften unſerer Stadt 
iſt es dem Comite gelungen, mehrere ji das Concert zu gewinnen. Wir 
nennen nur die ſeit Kurzem in unſeren Mauern weilende Hofpianiſtin 
Frau Bettina Schwemer, die Concertſängerinnen Fräul. Minka Fuchs 
und Frau Fiſcher, ſowie unſeren trefflichen Harfenſpieler Herrn Moſer 
und unferen vorzüglichen Celliſten Herrn Melzer. Ein bewährter Dichter 
hat ſich freundlichſt bereit erklärt, zu dieſem Jubiläums⸗Concert der bedeu⸗ 
tenditen unſerer humoriſtiſchen Muſikgeſellſchaften einen Prolog zu ver⸗ 
faſſen, der bei dem Namen des Autors wie des Vortragenden — Herrn 
b. d. Oſten — eine intereſſante Nummer des Programms zu werden ver⸗ 
pricht. Die Brumme 1 1 endlich hat nicht nur auf dem Gebiet der 
umoriſtiſchen Compoſitionen, ſondern auch der humoriſtiſchen Inſtrumente 
einige reizende Acquiſitionen gemacht; wir erwähnen nur das Potpourri 
„Bei froher Laune“, das eine gelungene Parodie der bekannten Goldmark⸗ 
chen Oper „Königin von Saba“ enthält. Bei dieſer Fülle der in Ausſicht 
tehenden künſtleriſchen Genüſſe und dieſem Verein wohlklingender Künſtler⸗ 
namen it dem Progromm des Coneertes eine ſolche Reichhaltigkeit und 
Gediegenheit geſichert, wie wir ſie bei den Concerten der Brumme 1 
gewohnt ſind. Mögen unſere Mitbürger der ſeit anderthalb Decennien auf 
dem Gebiet der Wohlthätigleits⸗Concerte ebenſo unermüdlich wie erfolgreich 
thätigen Geſellſchaft ihren Tribut der Dankbarkeit durch recht zahlreichen 
Beſuch zollen. Die Beſucher des Concertes werden dann ebenſo zufrieden 
ſein, wie die Armen unſerer Stadt. 


— d. Breslau, 7. Febr. 


der Erlangung einer ſtaatlichen Beihilfe vorläufig abgeſehen. — Die Ver⸗ 
jemmibung ſtimmte, nachdem bereits kürzlich in einer vertraulichen Be⸗ 
prechung die Gründe für und wider aufs Sorgfältigſte erwogen worden, 


bei. Es ſteht zu hoffen, daß dieſer Beſchluß ſegensreiche Folgen für unſere 
Stadt haben wird. 


p Pitſchen, 7. Februar. [Eigenthümliche Selbſthilfe.] Vor etwa 


in ſehr guten Vermögensverhältniſſen vor einer langer Reihe von Jahren 
in ſeinen Vermögensverhältniſſen heruntergekommen war, plötzlich die Stadt 
verlaſſen habe. Kaum hatte ſich das Gerücht beſtätigt, als eine Anzahl ſeiner 
Gläubiger, in paniſcher Furcht um ihr Guthaben, in das Haus eilten und 
ohne jegliche gerichtliche Erlaubniß, was Jedem gefiel und in die Hände kam, als 
Erſatz mit ſich nahmen. Sopha und Flügel, andere Möbelſtücke, ja ſogar die 
Pumpe in der Brauerei und der Dünger im Hofe gingen dieſen ungewohnten Weg. 
Die zurückgebliebene Hausfrau war vor 
lieben Nachbarn und Freunde“ ſo außer ſich gekommen, daß ſie nicht im 
Stande war, irgend welchen Einſpruch zu erheben, der ihr auch bei der 
Wuth der Herren wenig geholfen hätte. 
freilich ohne Vollmacht, ins Mittel legen wollte, erhielt von den feinen 
Herren Redensarten zu hören, wie ſie in keinem Complimentirbuch zu finden 
ſind und that am beiten, zu ſchweigen. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 7. Februar. [Börſe.] Das 1e Welt bewegte ſich auch heute 
wieder in ſehr engen Grenzen, die durch die Theilnahmloſigkeit der Speeu⸗ 


gleichſam, denn während die von den auswärtigen Plätzen eintreffenden 
e einer Hauſſeſtrömung nicht ungünſtig waren und manche 
Courſe ſich über die Parität mit hier berechneten, übte die Meldung aus 
Salonichi, daß dort typhöſe Erkrankungen vorgekommen ſeien, die wegen der 
dabei mit aufgetretenen Neben⸗Erſcheinungen gan 8 Aufmerkſamkeit 
verdienen, eine deprimirende Wirkung. Das Reſultat dieſer verſchieden⸗ 
artigen Einflüſſe war faſt vollſtändige Geſchäftsloſigkeit und hieraus ent⸗ 
ſprang eine Stabilität in den Courſen, die leicht als Anzeichen einer feſten 
Stimmung gedeutet werden kann, trotzdem die Börſe durchaus indifferent 
blieb. Die internationalen Speculationspapiere konnten ſich nicht voll auf 
119 775 Höhe behaupten. Oeſterreichiſche Creditactien wurden in einigen 
Beträgen umgeſetzt, dagegen erfuhren ſchon Franzoſen große Vernach⸗ 
läſſigung. Die öſterreichiſchen Nebenbahnen waren 
Ganzen recht feſt, haben indeß auch nur geringen Verkehr auf⸗ 
zuweiſen. Elbethalbahn, Eliſabethbahn, Rudolfbahn und Böh⸗ 


[Bezirksverein für die Sandvorſtadt.] 
Die am 6. d. Mts. abgehaltene, ſehr zahlreich beſuchte Verſammlung er: 
öffnete der Vorſitzende, Herr Dr. phil. W. Richter, mit der Mittheilung, 
daß die Stadtverordneten⸗Verſammlung die erbetenen 300 M. als dauernde 
Unterſtützung für die interconfeſſionelle Kleinkinder⸗Bewahranſtalt in der 
Sandvorſtadt für das laufende Etatsjahr bewilligt hahe. Auch die 
katholiſche Concurrenz = Anitalt habe eine Petition bei der Stadt⸗ miſche Weſtbahn beliebter. Von den localen Speculationseffecten waren 
verordneten ⸗Verſammlung eingereicht, dahin gehend, die für die Disconto⸗Commandit⸗Antheile anfänglich recht feſt, ſpäter ermattete jedoch 
interconfeſſionelle Anſtalt beſtimmten 300 Mark der katholiſchen zu: die Tendenz. Laura⸗Actien zeigten ſich ſehr ſchwach. Es notirten Disconto⸗ 
uweiſen. Als Hauptmotiv zu dieſem Antrage ſei in der Petition] Commandit per ult. 126 — , Laurahütte per ult. 65 5½. In den aus⸗ 
Eten een worden, daß die Beſtrebungen der nach Fröbel 'ſchemländiſchen Staats⸗Anleihen blieb der Verkehr faſt ganz geſchäftslos. Von 

yſtem geleiteten Kleinkinder⸗Bewahranſtalten nichts Anderes zur Folge 

hätten, als die Socialdemofratie groß zu ziehen. Redner ven es unter der 
Würde des Vereins, durch deſſen Initiative die interconfeſſionelle Anſtalt 
gegründet worden, einen ſolchen Vorwurf zurückzuweiſen. — Demnächſt 
theilt der Vorſitzende mit, daß der Geh. Kanzlei⸗Rath Schirmer ſein Amt 
als ſtellvertretender Vorſitzender des Vereins niedergelegt habe. Dadurch ſei 
auch der Sitz des Vereins im Comite der interconfeſſionellen Kleinkinder⸗ 
Bewahranſtalt frei geworden. In letztere Stellung wählt die Verſamm⸗ 
lung den Vorſitzenden. — Hierauf bielt Herr Dr. med. Roſemann einen 
ebenſo feſſelnden als hochintereſſanten Vortrag „über Alkobol und Alkoho⸗ 
lismus“. — Redner 1 mit lebhaften Farben den verderblichen Ein⸗ 
fluß des Alkohols auf Körper und Geiſt und warnt eindringlich vor dem G e 2 
übermäßigen Genuß dieſes verderbenbringenden Giftes. Die Verſammlung] ditbank und Spielhagen kamen ebenfalls höher zur Notiz. Deutſche Bank 
bezeugte dem Redner für feinen lehrreichen Vortrag ihren Dank durch Er⸗ änderte nur 2 den Cours, ging aber rege um und blieh begehrt. 
— 7— von den Plätzen. — Die Verſammlung beſchloß demnächſt, das dies⸗ 9 5 Boden⸗Cre 


jährige Stiftungsfeſt Donnerstag, den 6. März, abzuhalten. — Nach Wahl] Königsberger Vereinsbank ſchwächer. Induſtrie⸗Papiere in mäßigem Ver⸗ 
einer Kaſſen⸗Rebiſions⸗Commiſſion und eines die demnächſt ſtattfindende 


lehr, Berliner Cichorienfabrik ſteigend, ER Pferdebahn zu 
Neuwahl des Vorſtandes vorbereitenden Ausſchuſſes wurde auf Antrag des 


chere Courſe begehrt, Greppiner Werke anziehend, 
Vorſtandes beſchloſſen, beim Polizei⸗Präſidium dahin vorſtellig zu werden, beſſer, Viehhof kam höher zur Notiz, Wöblert Maſchinenbau wurde ſehr rege 
daß an der Ecke der Straße „An Brigittenthal“ den Tag über ein Schutz⸗ 


} umgeſetzt, Oberſchleſiſcher Eiſenbahnbedarf matt. Montanwerthe wenig feſt, 
mann poſtirt werde. Als Motiv für dieſen Antrag wurden die zunehmende 


8 0 in jener Gegend und die faſt täglich daſelbſt vorkommenden 
oft blutigen Shlä ereien angeführt. — Da der Fragekaſten nichts enthielt, 
erfolgte der Schluß der Verſammlung um 10% Uhr. m 2% Uhr: 


d. Breslau, 7. Febr. [Nehte-Dver-Ufer: Bezirks :Verein.] 
Die am 6. d. M. im Casperke'ihen Saale auf der Matthiasſtraße abge: 
8 75 und zahlreich beſuchte Verſammlung eröffnete nach 1 8 n des 

rotokolls der letzten Sitzung der Vorſitzende, Expeditions⸗Vo 5 
Meltzer, mit der Mittheilung von der Conſtituirung des Vorſtandes. Be⸗ 
zuͤglich der Verlegung des Heu: und Strohmarktes vom Sonnenplatz nach 
dem Platze am „Polniſchen Biſchof“ theilte der Vorſitzende mit, daß die⸗ 
ſelbe vorausſichtlich erſt am 1. Juli werde erfolgen können, weil die Re⸗ 4,15 bez., do. Papier⸗Dollars 4,15 bez., 6 New⸗orl⸗Citvy — bez., 
gulirung des letzteren Platzes nicht eher vollendet fein werde. Nachdem] yufj. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier und verl. min. 75 0 


im Großen und 


Staats⸗Anleihen matter, per ult. 3% — 6 — 4, Ruſſiſche Noten zeigten ſich 
feſter, per ult. 193% — 944 —194 (Vorprämie 19544/1%), per März 194% 
bis 195—194% 0 orprämie 1979). P. 
papiere unverändert ſtill. Auch Eiſenbahn⸗ Prioritäten blieben, mit Aus: 
ſtagnirte der Verkehr faſt gänzlich per ult. wurden nolirt: Köln⸗Mindener 
102,75 — 102,80, Bergiſche 76%, Rheiniſche 105,90. Andere Bahnen meiſt 
unverändert. Rumänen bei weichender Notiz angeboten, e Süd⸗ 
bahn niedriger, Schweiz. Weſtbahn beliebt. Bankactien ziemlich fe 

ſtill. Berliner Kaſſenverein zog etwas an. 
Gothaer Grunderedit (junge) ſteigend. Weimariſche Bank, Geraer Cre⸗ 


marck, König Wilhelm, 
RER ließen in den Courſen nach. 


rente 71,10, Oeſterr. Silberrente 54,50, do. Papierrente 53,10, 5 % R 
83,25, Köln⸗Mindener 102,75, Nheiniihe 105,90, Bergiſche 76,25, 
mänen 28,50, Ruſſiſche Noten 194,—, Orient —,—. 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. Silherrent.⸗Cp. 173,— 
bez., do. Eiſenb.⸗Coup. 173,— bez., do. Papier in Wien zahlb. min. 
50 Pf. k. Wien, Amerikan. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,155 bez., do. Prioritäten 


uſſen 
us 


der Vorfigende noch einige Mittheilungen aus den Verhandlungen der] k. Bet, Poln. Papier u. berl. min. 75 Pf. Wa au, Nuſſ.⸗Engl. con. 
letzten Stadtverordneten⸗Sitzungen gemacht hatte, hielt Herr Dr. med. Ei .- we Ruſſ. Zoll 20,52 bez., 22er Nute — Ta Ruſſ. 
Richter einen längeren Vortrag „über einige Erſcheinungen aus dem Ge- Staatsbahn —,— bez., Aufl. Boden⸗Credit —,— bez., Warſchau⸗Wiener 
biete der Reibungs⸗ und Contact⸗Clektricität“, wobei er eine Reihe intereſſan⸗ Comm. —— bez., 8% Rumänische Div.⸗Sch. p. 78 —— bez., Warſchau⸗Teres⸗ 
ter Experimente — hierbei vom Apotheker Klick unterftügt — zur Er⸗ pol —— bez., 3% und 5 Lombard min. — Pf. Paris, Diverfe in Paris 
läuterung ſeines Vortrages vorführte. Der Vorſitzende ſprach dem Redner zahlbar min. — Pf. Paris, Hollandiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer 
den Dank der Verſammlung aus, die ſich zum Zeichen deſſen von wer minus — Pf. Paris, Belgiſche minus — Pf. Bruſſel, Verl. Liir.-Obligat. 
Sitzen erhob. — Auf eine Frage, ob ſich der Verein nicht in derſelben] 20,36 bez. 

Weiſe, wie der Bezirksverein des nordweſtlichen Theiles der inneren Stadt, 


en hieſigen Conſumverein bezüglich feiner Beſteuerung ausſprechen] Breslau, 8. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 46 Cm. U.⸗P. — M. — Cm. 
Fete ne eee e ET: Eis fland. — 


richtung von Lehrwerkſtätten wird bei der Ras ape Ausſichtsloſigkeit 


nach kurzer Debatte mit allen gegen ſehr wenige Stimmen dem Projecte 


drei Tagen verbreitete ſich das Gerücht, daß ein hieſiger Brauereibeſitzer, der 
an hieſigen Ort gekommen, durch Gutmüthigkeit aber zum Bedauern Aller 


Schreck über das Gebahren der 


Ein wahrer Freund, der ſich, 


culation ihm vorgezeichnet waren. Die neueren Nachrichten paralyfirten ſich 


Ruſſiſchen Werthen konnten Prämien⸗Anleihen etwas anziehen. Öprocentige 


reußiſche und andere deutſche Staats⸗ 
nahme der deutſchen Deviſen, vernachläſſigt. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte 


„aber 
Meininger Bank beſſer. 


ditbank, Eſſener Creditbank, Hannoverſche Bank und 
olpi und Schlüter 
nur 1 che Bergwerke und Menden ⸗Schwerte ſteigend, Donners⸗ 
echernicher, Bochumer Gußſtahl, Köln⸗Müſen, 
Schwach. Credit 386,50, Lombarden 111,—, Franzoſen 


421,—, Reichsbank 152,25, Disconto⸗Commandit 126,25, Laurabiitte 65,25, 
Türken 12,50, Italiener 74,50, Oeſterr. Goldrente 64,25, Ungariſche Gold⸗ 


See 
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"Berliner Börse vom 7. Februar 1879. 


Wechsel-Course, 
Amsterdam 100 Fl... ..; 8 T. ½ 169, 1½ ba 
do. 


* 
5 


8 
y 
* — — 


Fonds- und Geld-Course, 
Deutsche Reichs- Anl. 4 | 95,89 bz 


Oonsolidirte Anleihe . 4½ 105.00 ba r 2 M. 5½ 168,10 ba 
do, do. 1876 „4 | 95,50 ba London I Ltr. 3 M.|3 ‘| 20,31 Da 
Staats-Anlelhs . 4 | 95,20 ba Paris 100 Fros, ...... 8 T. s | 81,00 ba 
Ants-Schuldsc heine . 3½ 91,36 ba Petersburg 100 SR. 3 M. 12.37 ba 
pPram.-Anleihe v. 1866½ 143, 26 ba Warschau 100 SR. ....| 8 T.|6 193% ba 
Baorliner Stadt-Oblig. 4½ 102,20 bz Wien 100 II. 8 T. 4½ 178,40 ba 
a Berliner 4½ 10,0% bz . 2 M. 4½% 172 20 ba 
8 Fommersche 3½ 81,30 8 
\ do, 4. | 95,70 vz Ducaten 9.6 ba Dollars 4,18 @ 


Oest. Bkn,j173,60 ba 
do. Silbergd — — 
Russ. Bkn. 194,20 bz 


zover. 20,83 G 
Napoleon 16,17 bas 
imperials 16,66 bz 


nee, TE or 


. Eisenbana-Stamm-Actien, 
4 x Divid, prof 1877| 1878 
Bus. 28340 N Aachen-Mastricht.| ½ | — 4 15,0 bac 
Preussische, Berg.-Märkische, 3% — 4 78 ba 
| Westfäl. u. Berlin-Anhalt ,..| 54 | — |4 | 86,80 beg 
Bächsische 7 Berlin-Dresden 0 — 4 7,99 bz 
de: x Schlesische 0 m ... 115 0 r an 85 
25 >ram.-Anl. . 123,25 bz erlin-Hamburg, „[Illig — ee 
* — Anleihe 4 124,76 B Berl.-Potsd-Magdh, Sta — 14 | 18,25 baQ 
ee eee, EIER, 
3 5 2’ „ Westba 5 y 0 
küche. Rente von 187 | 72,40 bz err ee. um u , — 4 | 68.15 b. 
5 40 Thaler-Loose 243,25 ba ln Minden . . 5½0 — 12 1,80 ba 
153 e 35 Fl.-Loose 131,75 bz Dux-Bodenbach.B,| 0 1 1 ö 20,00 bz@ 
Frreunschw. Präm.-Anleihe 83,00 bad. ali Carl-Ludw.B.| % — 4 | 4,50 bz 
Oidenburger Loose 142,40 bz alle-Sorau-Gub, 0 2 4 16,25 ba 
—— — — Hannover-Alt- 0 0 4 | 1835 bz 
7 Hypotheken-Certifſoate. n 41 4 66 220 520 
b ele en (ist: eee, e ba 
2. Feb. Pfd. d. Pr. IIyp. -B. 5 la — bz9 Märk.-Posener ..| 0 0 4 | 21,50 B 
do. p. pfb 4½ ud Magdeb.-Halberst.] 8 — 4 [118,75 vg 
Deutsche NP. E. 4% %% e bie [Mainz-Ludwigsh, ( 0 | — de ba 
N . B.. ge, des de I iederschk-Mark. 4 4 49% B 
ündhr. Cent, B.. 4. Or. 4 ½ 105,30 bz Oborschl. A. O. D. E. 8½ — 3½ 119,5 @ 
“akünd, do. 102,59 bzB do. B. . . 8½ — 3½ — — 
de. 2 107,60 ba Oesterr,-Fr. St.-B.| 6 — 4 J421-21,50-20,50 
do. Oest, Nordwestb.] 4,18 — s 190.50 G 
nk. H. d. Oest.Südb. (Lomb.) ] 0 0 4 III, 
do. III. EM. do. 5 Ostpreuss. Büdb, .| ® 0 4 | 37,25 ban 
ündo,Hyp.Schuld. 80. % Rechte-O.-U.- B. .| 61, — 4 [107.66 b 
p.- nik. Nord-G.C-B|3 Reichenberg-Pard.| 4 |4 4%½ 35,50 b2@ 
do. Pfandbi. J Rheinische 7 — 4 1105,90 bz 
iefe . .|o do, Lit. B. (Aöfgar)| A [4 4 | 93,75 b20 
18 Rhein-Nahe-Bahn. 0 0 4 4.36 bz 
19 Rumän. Eisenbahn 2 — 4 | 20,90-29,25-,50 
1 Schweiz Westbahn] 0 0 4 16,26 026 
Stargard - Posener 4½ | 4½ 4½ 101,60 B 
Thüringer Lit, A.| 7½ | — 1 110.00 b2@ 
en — 168.00 ba 
b. d. Get. Bd. r. 5 | 95,86 ba = — 
gebles. Bodener.-Pfdbr.\ö | 39,90 bz Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Aotien. 
* do. a a ens Berlin-Dresden . 0 — |5 | 18.25 big 
add. Bod.-Gred. I fc. 8% 10880 B Berlin-Görlitzer. 0 o IS | 35,75 br& 
do. do. _ e . IzBreslau- Warschau 0 s 36,10 B 
2 Halle-Sorau-Gub. 0 — 6 | 45,49 bB 
Ausländische Fonds, Hannover- Altend. “ |0 s | 2.5 6 
Ost. Süber-B. Get 4½ 5456-54,69 ba Kohlfurt-Falkenb.| % s | 18,75 hz9 
in do. 1.1. /10-) 54.50.64, ba Märkisch -Posener| 4½ — 87,90 bes 
40. Goldrente . 4. | 64.70 b Magdeb.-Halberst,| 3½ 3½ 3½ 76,30 ba 
do, Papierrente. . 4 53,50 R do. Lit. C. 5 5 5 104.00 b2& 
A0. 54er. Präm.-Anl. 4 102.0 B Ostpr. Südbahn. 6 8 5 | 87,40 ba 
do, Lott.-Anl. v. 60. 198,50 pz JRechte-O,-U.-E.. 6% | — |5 [111,56 ba 
4 Credit-Loos®. Rumänier 8 8 8 | 8450 bz& 
40. 64er Loose . Saal-Bakn .„.... 0 0 5 19,25 6 
e. Präm.-Anl. v. Weimar-Gera . 0 0 5 15,00 bz@ 
do. m — — —— — 
40. Orient-Anl. v. 1840 Bank-Papiere, 
do, II. do, v. 187818 Alg.Dou.«.fland.-G.| 2 4 | 27,00 0 


5 40. Bod.-Cred.-Pfdbr.|d 
40. Cent.-Bod.-Cr.-Pfb.|d 
88,-Poln.Schatz-Obl, 4 

‚In. Pfudbr. III. EM. 


Anglo Deutscheük.] © 
Berl, Kassen-Var.| 8/13 
Berl. Handels-Ges.| 0 
Brl. Prd.-u.Hdls.-B. 6 
Braunschw. Bank. 
> Bresl. 9 
2 Bresl. Wechslerb. 
a 25 Coburg. Cred.-Bnk. 
155 = Danziger Priv.-Bk. 
Darmst. Creditbk. 
Darmst. Zettelbk.] 5% 
Deutsche Bank 6 
do. Reichsbank 6 
do. Hyp.-B. Berlin 
Disc.-Comm.-Anth.] 5 
do. ult.] 5 


— 
o 


400. do. 
do. 50% Anleihe. 
„ 50% Anleihe 5 

Tabak-Oblig.. - 
b-Grazer 100Th!r.L/4 
Bumänische Anleihe . 8 
ürkische Anleihe . fr. 
rente 9 
M. p. — 5 — 
6 


= 


> 
— 
Qi 

I 
» 
. 
2 
8 


erinnerst 


126 75 bz 
126.75-6,25 


Genossensch.-Bnk. 


— 2222222222222 222 — aa nn nah nnm 
re} 
Et 
> 
= 
© 


! x 6 102,10 bz@ = 3˙5 
0. 0. II. U 0. junge 5½ — 95,50 8 
wedische 10 Thlr.-Loosoe — Goth, Grundcredb. 145 23,60 G 
Finnische 10 'Thir.Lonte 33.00. B do. junge 3 — 94,78 bz@ 
en. SI, 7 Hamb. Vereins-B. 10% | 73% u: 
"Eisenbahn-Prioritäts-Actlen, [Haunov. Ven Mak. | = 9 7 8 
85 Al g gsb. Ver.-Bnk. 1, 
Berg.-Märk. Serie HI. Lndw.-B. Kwilecki. = 526 
40. Leipz. Gred.-Anst. = 118,50 vad 
0. r Luxemburg. Bank _ 105,50 @ 
renn, Magdeburger do. Ai 107,50 6 
Berlin-Görlitz... +.» Meininger do, = 11.50 bz4 
do. 275 Nordd. Bank 60% 136.25 520 
do. Lit, © Nordd, Grunder.-B. 2 49,4% bad 
N Oberlausitzer Bk. — 65.0% 8 
Oest. Cred.-Actlen — 386-6 ——-5½ 7 
Posener Pro.-Bank 6 — 102.40 6 
Pr. Bod.-Or.-Act.-B. — 69,00 bzB 
Pr. Cent.-Bod.-Crd, — 176,90 G 
Sächs. Bank 5 — 102.10 6 
Schl. Bank-Verein — 60,25 8 
Weimar. Bank. 0. — 3250 bz@ 
— — 5 Wiener Unionsbk. — 11800 0 
e-Sorau-Guben . . 4½ 
anover- Altenbeken. In Liquidation. 
Berliner Bank ..|— — ftr. 4,00 0 
Berl. Bankverein — |— ffr. 27 0 
40% II. 8.04 Berl. Wecheler-B.. — — [m | — 
do, Obl.Lu. II. 1 Centralb. f. Genoa.| — — ftr. — — 
do. III. Ber. Deutsche Unionsb.| — | — ftr. | 21,50 @ 
Oderschles. 4... Gwb. Schuster u. C. — — [tr. — — 
2 40. . Moldauer Lda.-Bk.| — — fr. — — 
Se Ostdeutsche Bank| — — fr. — — 
A Pr, Credit-Anstalt| — | — fr. — — 
Sächs. Cred,-Bank| — — fr, 107,50 G 
Schl. Vereinsbank — |— fr. 61,75 B 
onen. Thüringer Bank 0 — fr, | 74,00 bz 
FAR Dr — — — — — — nn 
von 1869. 


von 1873.4 | 93,00 bzB Industrle-Paplere. 
von 1874. 4½ 100,2 b Berl. Eisenb.-Bd-A. — |— ftr. — — 
Brieg-Neisse4½ — — D. Eisenbahnb.--G.|6 | — |4 | 7806 
Cosel-Oderb.\4 | -— — do. Reichs-u.Co.-B.|9 — 4 ! 6950 ba@ 
do, do. Märk. Sch. Masch. 0 | — 4 24,75 » 
F Werde Gummilab.| 4 — 4 5 
. 0. m, Nr. rs m.-G. — — ftr. 025 
40 Ke — — 9 
0. Ndrschl. Z web. 4% — — Pr. Hyp.-Vers.-Act.. 8 — 4 | 83,00 bıB 
Ostpreuss, Südbahn 4½ 90,0 B 10 ei 05 
Lehle Oder-Ufer-H. ‚tk 101,00 bin Schles, Feuervers. 26 fr, 89 
410% 0 Donnersmarkhütt. | 3 — 4 | 2325 bad 
Dortm. Union 9 — 14 7,39 bz 
do. abgest. — 14 10,80 ba 
Königs- u. Laurah.| 2 — 4 65,50 bz 
Lauchhammer. 0 — 4 | 21,00 bzo 
Marienhütte ....[$ — 4 45,00 . 

1 Cons. Redenhütte— — 4 62 v. 
hau- Oderberg. Schl. Kohlenwerke| O0 — A | — — 
Nordostbahn .. Schl. Zinkh.-Aetien sh — 4 | 79,50 ban 

ng. Ostbahn . do, St.-Pr.-Act.] 6%½ — |4 | 89.90 bzB 

Lomberg- Czernowitz. Tarnowitz. Bergb.| 0 | — 4½ 42,00 0 
do, u Vorwärtshätte...|0 |— [4 3,78 6 
Baltischer rs 17 7, bad 
Bresl. Bierbrauer. — 4 —— 
Schl. Centralb, . Bresl. E.-Wagenb. 1 |— 14 | 51,006 
do, IL.. do. ver. Oelfabr.] 5 — 4 —— 
onpr. Rudolf. Bahn .|i Erdm. Spinnerei 0 — 4 12.60 6 
ter. Französische. Görlitz. Eisenb.-B. 4 — 4 6250 6 
Hoflm.'s Wag. Fabr.] 0 — 44 — 
O.-Schl. Eisenb.-B.] 0 — 4 | 29,50 bz 
Schl. Leinenind, 4 — 4 65,10 
10, Obligationen (5 do. Porzellan 1½ — A | — — 
ee Wilhelmsh. MA. 0 — |4 lıso» 
45 rennt ige 
„ 48 Bank-Discont 4 pCt. 
5 Lombard-Zinsfuse 5 pot. 


A 
Berlin, 7. Febr. e eee e Die Temperatur iſt merklich 
geſtiegen. Nennenswerthe Veränderungen haben wir für die Preiſe von 
oggen auch heute nicht zu conſtatiren. Der Umſatz auf Termine hielt ſich 
engen Grenzen, bei einigem Entgegenkommen der Verkäufer würde er 
Ausdehnung erheblich gewinnen. Waare iſt nur ſchwerfällig unter: 
bringen; theilweiſe liegt das an mangelhafter Beſchaffenheit der Zufuhr. 
— Roggenmehl matt. — Weizen eher matt, doch war bei einiger Preis⸗ 
ermäßigung der Verkauf nicht ſchwierig. — Hafer loco unverändert. Ter⸗ 
mine geſchäftslos. — Nüböl in ſehr beschränktem Verkehr, aber in feſter 


Preiſe neigen zur Beſſerung. — Petroleum matter. — Spiritus 
ll, in den Preifen iſt nichts verändert. | 
Weizen loce 150-190 Mark pro 1000 Kilo nach Qualitat gefordert, 
defecter weißer poln. 160 M. ab Bahn bez., per Februar — M. bez., per 
April⸗Mai 172 Mark bez., 80 Mai⸗Juni 175 M. bez., per Juni⸗Juli 
178 M. bez., per Juli⸗Aug. 180 M. nom., per September⸗October 182 M. 
bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. — Roggen loco 115 bis 
128 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſ. 115—118 M., in: 
ländiſcher 122—125 M., exquiſiter inländiſcher — M. ab Bahn bez., per 
Februar 121½ M. bez., per Februar⸗März 121½ M. bez., per April⸗Mai 
1214121 Mark bez., per Mai⸗Juni 121% —121 Mark bez., per Juni⸗ 
Juli 122 —123—122½ M. bez., per Juli⸗Auguſt 123% —124—123½ M. 
bez., per September⸗October 125% M. bez. Gel. — Etr. Kündigungs⸗ 
preis — M. — Gerſte loco 110 bis 185 M. nach Qualität gefordert. — 
Mais loco 118—123 M. nach Qualität gefordert, neuer ungariſcher — M. 
ab Bahn bez. — Haſer loco 95—135 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gef., 
oſt⸗ und weſtpreußiſcher 100 bis 113 M. bez., ruſſiſcher 100 —110 M. bez., 
vommerſcher 105.—1 14 M. bez., ſchleſiſcher 108 —117 M. bez., böhmiſcher 
108—117 Mark, feiner weißer 1 und mecklenburgiſcher 116—123 
M. ab Bahn bez. per Februar — M. bez. per April⸗Mai 114% M. Gd., 
per Mai⸗Juni 1164 M. bez., per Juni⸗Juli 119 M. bez. Gel. — Cir. 
Kündigungspreis — M. — Erbſen, Kochwagre 132 bis 190 M., Futter⸗ 
waare 115—131 M. — Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. 


7 95 
ſehr ſtill, 


Sack Nr. 0; 24,00 bis 23,00 M., Nr. 0 und 1: 23,00 22,00 M. bez. — 
Roggenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. O: 19,50 bis 


1% It. bez., Nr. 0 und 1: 17,75 bis 16,50  — Roggenmehl pro 100 
Kilo Br. Nr. O und 1: incl, Sg her Fehruar 17,05 M. bez. ve ebruar: 
März 17,05 M. bez., per MiizApril — M. bez., per April⸗Mai 17,20 bis 
17,15 M. bez., per Mea⸗Juni 17,25 M. bez., per Juni⸗Juli 17,40 M. 
bez. Gekündigt — Centner. Kündigungspreis — M. — Rüböl pro 100 Kilo 
loco mit Faß — M., ohne Faß 56,3 M. bez. per Februar 56,5 M. bez., 
per Februar⸗März 56,5 Mark bez., per April⸗Mai 57,3—57,4 M. bez., per 
Mai⸗Juni 57,6—57,7 Mark bez., per September⸗October 59,5 —59,7 M. bez. 
Gekündigt 500 Ctr. Kündigungspreis 56,5 M. — Leinöl loco 58 M. — 
Petroleum loco per 100 Kilo incl. Faß 21,3 M. bez., per Februar 21 M. 
Br., per Februar⸗März 21 M. Br., per März⸗April — M. bez., per April: 
Mai — M. bez., per September⸗October 24 M. bez. Gekündigt — Ctr. 


Kündigungspreis — M. 

8 Spiritus loco ohne Faß 51,5 M. bez., per Februar 51,4 M. bez., per 
Februar⸗März 51,4 M. bez., per April⸗Mai 52,1 — 52,2 M. bez., per Mai⸗ 
Juni 52,3 M. bez., per Juni⸗Juli 53,2 M. bez., per Juli⸗Auguſt 54,1 M. 
bez., per Auguſt⸗September 54,5—54,6 M. bez. Gekünd. — Liter. Kün⸗ 
digungspreis — Mark. 


Breslau, 8. Febr., 944 Uhr Vorm. Am heutigen Markte war de 
Geſchäftsverkehr im Allgemeinen ſchleppend, bei ausreichendem Angebot 
Preiſe faſt unverändert. 

Weizen in gedrückter Stimmung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher neuer 
weißer 13,20—15,60—16,90 Mark, neuer gelber 13,00— 15,30 bis 16,30 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

een in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. 10,30 bis 11,20 bis 
11,80 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezablt. 

Gerſte, nur feine Qualitäten verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 11,50 bis 
13,40 Mart, weiße 13,30— 14,20 Mark. 


Winterraps 2 75 23 — 22 
Winterrübſen 24 25 22 50 21 50 
Sommerrübſen 24 50 28 1. 21 50 
Leindottenr 19 50 18 50 17 50 


Rapskuchen ruhig, pr. 50 Kilogr. 6,30—6,60 Mark. 

Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 8,10—8,50 Mark. 
Kleeſamen ſchwächer angeboten, rother nur feine Qualitäten behauptet, 
pr. 50 Kilogr. 33—36.—40—43 Mark, weißer ruhig, pr. 50 Kilogr. 39—50 
bis 54—60 Mark, bochfeiner über Notiz. 

Thymothee preishaltend, pr. 50 Kilogr. 15,50 — 18,50 —20 Mark. 
Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,00—26,25 
Mark, Roggen fein 18,00 —19,00 Mark, Hausbaden 17,50 —18,50 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 8—9 Mark, Weizenkleie 7.00 —7,50 Mark. 


Heu 2,40—2,70 Mark pr. 50 Kilogr. 
Roggenſtrob 18,00—19,00 Mark pr. Schock à 600 Kilogr. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitats- 
Sternwarte zu Breslau. 


| Nachm. 2 U. Abends 10 U.] Morgens 6 Uu 


Februar 7., 8. 


Luftwürmeeme + 4°5 + 29,6 + 209 
Luftdruck bei 0°..... 330,29 330,26 328” 90 
Dunſtdruenk 21 20 1,95 1,80 
Dunſtſättigung 74 pCt. 77 pCt. 70 pCt. 
FFC SW. 2. S. 3. SW. 1. 
FF heiter. | beiter. trübe. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Nom, 7. Februar. In der heutigen Sitzung der Kammer ant- 
wortete der Miniſterpräſident Depretis auf eine Anfrage Nicotera's, 
daß alle zur Abwehr der Peſt erforderlichen Schutzmaßregeln getroffen 
ſeien, die Nachricht vom Ausbruch der Peſt in Salonichi ſei unbe⸗ 
gründet. — Wegen des heutigen Jahrestages des Todes Papſt Pius IX. 
fand in der firtinifhen Kapelle ein feierlicher Trauergottesdienſt ftatt, 
dem Papſt Leo XIII., die Cardinäle, alle anderen kirchlichen Würden⸗ 
träger und die bei dem päpſtlichen Stuhl beglaubigten Vertreter aus⸗ 
wärtiger Mächte beiwohnten. 
Madrid, 7. Febr. Das Comite für Geſundheitspflege befahl 
für Provenienzen des Schwarzen Meeres in allen ſpaniſchen Häfen 
eine Quarantäne. Die nämliche Maßregel ſteht für Provenienzen des 
Aegäiſchen Meeres bevor. 
Bukareſt, 7. Febr. Der „Monitorul“ veröffentlicht ein fürſt⸗ 
liches Decret betreffend, die Präventivmaßregeln gegen die Peſt. Das 
Decret enthält ein den Wiener Beſchlüſſen entſprechendes Einfuhr: 
verbot gegenüber allen Provenienzen aus Rußland und Bulgarien 
und beſtimmt weiter, daß Correſpondenzen und Geld ſyſtematiſch 
desinſieirt werden müſſen. Der Eintritt zu Land oder zu Waſſer iſt 
jeder Perſon verboten, die ſeit weniger als 20 Tagen einen infieirten 
oder verdächtigen Ort verließ. Ebenſo iſt für alle Waggons erſter 
und zweiter Klaſſe auf den Eiſenbahnlinien Ungheni⸗Jaſſy und Bender⸗ 
Galatz der Eintritt verboten, während die Waggons dritter Klaſſe 
und die Waaren⸗Waggons desinficirt werden müſſen. Die Schiffe 
aus ruſſiſchen und bulgariſchen Häfen mit den darauf befindlichen 
Perſonen und Waaren unterliegen der ſanitätlichen Reviſton und den 
angeordneten Quarantänemaßregeln. Die Päſſe der aus Rußland 
und Bulgarien kommenden Reiſenden müſſen das Viſum eines 
rumäniſchen Conſuls tragen und eine Beſtätigung enthalten, daß die 
Reiſenden aus peſtfreien Ortſchaften kommen. Die letztgedachte Be⸗ 
ſtimmung tritt acht Tage nach dem Zeitpunkt, wo bdiefelbe in Peters⸗ 
burg notifieirt worden iſt, in Kraft; alle übrigen Beſtimmungen 
haben bereits von heute ab geſetzliche Wirkſamkeit. 


. e he Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Frankfurt a. M., 7. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 41. chſel 81, 05. Wiener 


Pariſer We 
Wechſel 173, 40. Böhmiſche Weſtb Eliſabethbahn 138. 


1414. 


Galizier 188%. Franzoſen ) 210%. Lombarden ) 55%. Nordweſtbahn ! 


r P EPEN I ER ND N 


Tl London 3 M. 


vu 


e n 

95%. Silbertente 54%. Papierrente 53%. Oeſterreich. Goldrente 6778. 
Ungar. Goldrente en Italiener —. 2 — 72%. Ruſſen 
1872 83%. Neue ruſſiche Anleihe 83%. 1860er Lo Böker Poofe 
} Creditactien“) 193%. Oeſt. National-Bant 675, 00. Darmſtädter 
Bank 113%. Meininger Bank 71%. Heſſ. Ludwigsbahn 66%. Ungarifche 
Staatslooſe 150, 00. do. Schatzanweiſungen 102. do. O tbabn-Dbliges 
tionen II. 64%. Central-Bacific 105%. Reichsbank 152%. Reichs⸗Anleib⸗ 
95%. II. Orientanleihe 55%. Discont — pCt. Feſt. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 193%, Franzoſen 210%, Lom⸗ 
barden —, Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente —, Galizier —. 
Orientanleihe —, 1877er Ruſſen —. 

*) Pr RE TEL > 1 5 1 lSchluß 

amburg, 7. Februar, Nachmittags. uß⸗CEourſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 116%, Silbernen 54%, Oeſt. Goldrente 64%, 21 Goldrente 
71%, Creditactien 193, 1860er Looſe 108%, Franzoſen 525, Lombarden 
137, Ital. Rente 74%, Neueſte Ruſſen 83%, Vereinsbank 120%, Laura⸗ 
ütte 644, Commerzbank 101, Norddeutſche 136%, Anglo⸗deutſche 354, 
ntern. Bank 84%, Amerik. de 1885 96%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 103, 
hoch . do. 106, Bergiſch⸗Märkiſche do. 76%, Disconto 2 pCt. — 
ich feſt. 

Silber in Barren per Kilogr 149, 00 Br., 148, 50 Gd. 

33 London lang 20, 31 Br. 20, 25 Gd., London kurz 
20, 67 17652 A a 88 5 1855 15 = 5 00 Gd., Wien 172, 
25 Br., 170, 20 Paris 80, r. „ d., Petersbur 
193, 50 Br, 189, 50 Gb. , „ P Jer Wechſel 

Hamburg, 7. Februar, Nachmitt. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
unverändert, auf Termine ſtill. Roggen loco unverändert alf Termine ſtill. 
Weizen per April⸗Mai 175 Br., 174 Go., per Mai⸗Juni 177 Br., 
176 Gd. Roggen per April⸗Mai 117 Br., 116 Gd., per Mai⸗Juni 119 
Br., 118 Gd. Hafer u. Gerſte unverändert. Rüböl feit, loco 584, per Mai 
58%. Spiritus ruhig, ver Februar 42% Br., per März⸗April 42% 
Br., per April⸗Mai 42% Br., per Mai⸗Juni 42% Br. — Kaffee get 
Umſatz 2000 Sack. Petroleum ruhig, Standard white loco 9, 70 Br., 
9, 60 Gd., ver Februar 9, 40 Gd., per März⸗April 9, 50 Gd. — 
Wetter: Thauwetter. 0 

Liverpool, 7. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 19,000 
Ballen amerikaniſche. 

Liverpool, 7. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 8000 Ballen, davon 105 Speculation und Export 1000 Ballen. 
Uplands 4 D. theurer. Middl. amerikaniſche Februar⸗ 
März⸗April⸗Lieferung 5J½¼ D. 

i 7. Februar, Nachm. 5 Uhr. [Schlußcourſe.] Wechſel 

{ 2 27. do. Hamburg 3 M. 194%, do. Amſterdam 3 M. 115%, 
do. Paris 3 M. 240, Ruſſiſche Prämien⸗Anleihe de 1864 (geſt.) 2317, 
do. de 1866 (geft.) 232%, Ruſſ. Anl. de 1873 134%, Farbe. 8, 68. 
Große Ruſſiſche Eiſenbabnen 248, Ruſſ. Bodeneredit⸗Pfandbriefe 120 
Privatdiscont 44%. II. Orient⸗Anleihe 91%. 1877er Ruſſen —. 

Petersburg, 7. Febr., Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 61, 50. eizen loco 13, 50. Roggen loco 7, 50. Hafer loco 4, 60. 
Hanf loco —, —. Leinſaat (9 Pud) loco 15, 00. — Wetter: 2 Grad Kälte. 

Peſt, 7. Febr., Vorm. 11 Uhr. [(Productenmarkt.] Weizen loco 
und Termine matt, per Frühjahr 8, 45 Gd., 8, 50 Br. — Hafer ver Früh⸗ 
ahr 5, 40 Gd., 5, 45 Br. — Mais (Banat) per Frühjahr 4, 82 Gd., 4, 85 

r. — Wetter: Schön. 

Paris, 7. Februar, Nachm. [Productenmarkt.] (Schlußbericht.) 
Weizen behauptet, per Febr. 26, 75, per März⸗April 27, 00, per Mai⸗Juni 
27, 25, pr. Mai⸗Auguſt 27, 25. Mehl ruhig, per Februar 59, 50, per 
März⸗April 59, 50, per Mai⸗Juni 60, 00, per Mai⸗Auguſt 60, 25. Nüböl 
feſt, per Februar 83, 00, per März⸗April 83, 50, per Mai⸗Auguſt 84, 25, 
per September⸗December 86, 09. Spiritus ruhig, per Februar 58, 50, per 
Mai⸗Auguſt 57, 50. — Wetter: Bedeckt. 

Paris, 7. Februar, Nachmittags. Rohzucker ruhig, Nr. 10/13 pr. 
bruar pr. 100 Kilgr. 51, 75, Nr. 5/7/8 pr. Februar per 100 Klgr. 58, 
Weißer Zucker ubin, Nr. 3 per 100 Klgr. per Februar 61, 50, per März: 
April 61, 75, per Mai⸗Auguſt 62, 50. 

London, 7. Februar. Havannazucker Nr. 12 22. Ruhig. 

Antwerpen, 7. 115 Nachmittags. [Getreidemarkt.] (Schluß⸗ 


es 


bericht.) Weizen ruhig. Roggen ftill. Hafer flau. Gerſte feſt. 
ea 7. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Betroleums 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 23% bez. u. Br., 
99 9 Mh. 231 Br., per April 23½ Br., per Septbr.⸗December 
r. — Rubig. 
Bremen, 7. Febr., Nachmittags. Petroleum ruhig. (Schluß bericht.) 
Standard wbite loco 9, 25, per März 9, 30, per April 9, 40, per Mai 9, 40, 
per Auguſt⸗December 10, 15. 


f Vermiſchtes. 

[Ein kühner Neiſender.] Vor einigen Tagen iſt der 11 General⸗ 
ſtabsoberſt Grodekow von einer Reiſe in Centralaſien nach Petersburg zu⸗ 
rückgekehrt, die an Kühnheit und Beſiegung ungewöhnlicher Schwierigkeiten 
feine früheren Reiſen übertrifft. Ohne aſiatiſches Coſtüm anzulegen, iſt der 
Oberſt in Begleitung eines Kirgiſen und zweier Perſer durch die nördlichen 
Provinzen von Afghaniſtan über Herat durch Gegenden gegangen in welchen 
er Anfällen der Tek⸗Turkmenen ausgeſetzt war; er hat die Reiſe durch das 
ganze nördliche Perſien forsgefept. Im September von Taſchkent auf: 
brechend, hat der unternehmende! ingier einen Weg von 2000 Werſt zurück⸗ 
gelegt und war am 3. December in Aſterabad. In Maſar⸗y⸗Scherif wurde 
er von dem A afghaniſtaniſchen Gouverneur feſtgenommen und 15 
Tage lang in Gefangenſchaft gehalten. 


[Edle Rache.] In der Stadt Mancheſter ſtarb vor Kurzem ein alter 
Junggeſelle, der ein bedeutendes Vermögen hinterließ. Da er keine näch⸗ 
ſten Anverwandten batte, ſo war Alles begierig, was denn der alte ge⸗ 
müthliche Herr mit feinem vielen Gelde wohl angefangen habe. Doch wie 
ſtaunte man, als das Teſtament geöffnet wurde! Darin hieß es: „Mein 
ganzes Vermögen ſoll an folgende 31 Frauensperſonen gleichmäßig vertheilt 
werden. (Dann wurden alle Namen an) genauen Adreſſen bezeichnet.) — 
Sämmtliche 31 Damen haben mir nämlich, als ich um ihre Hand ange⸗ 
halten hatte, einen Korb gegeben und haben mich dadurch in den Stand 
fühten „ein recht glückliches und heiteres Leben bis an meinen Tod zu 

ren. 


[Zur Abwehr der Peſt.] Ein Oeſterreicher, der in Rußland als Thier⸗ 
arzt angeſtellt iſt, ſchreibt an ſeine in Wien weilenden Verwandten, daß im 
Gebiete des Peſtrayons die noch peſtfreien Ortſchaften ſich ſelbſt vertheidigen. 
Viele Dörfer haben ſich vor der Außenwelt au age el ben ſie haben 
tiefe Gräben Gamen erhaue angelegt und Poſten aufgeſtellt, welche Jeder⸗ 
mann den Eintritt ins Dorf verweigern. Selbſt Aerzte und Regierungs⸗ 
organe laſſen die Leute Ha zu, die mit Gewehren, Senſen und dergleichen 
Waffen gut ausgerüftet find und durchaus keinen Spaß verſtehen. Vor⸗ 
räthe haben die Leute genug; mithin werden fie durch Hunger nicht getrieben, 
zu capituliren. 


1Bitterquelle Friedrichshall] Die in der Nähe Coburgs entſprin⸗ 
gende Bitterquelle Friedrichshall hat im vorigen Jahre nicht nur im 
uslande, ſondern namentlich auch in Deutſchland wiederum einen 
erheblich vermehrten Abſatz gefunden. Es iſt diefe Thatſache bemerkens⸗ 
werth, nicht nur weil ſie für die Vortrefflichkeit der unſeren Bergen ent⸗ 
ſtammenden Naturgabe den unumſtößlichſten Beweis liefert, ſondern mehr 
noch, weil fie zeigt, daß ein gutes von dem Vertrauen der Aerzte getragenes 
Heilmittel 5 ohne große Reclame ſeine Conſumenten findet. 


2 Specialite. 2 


Verlobungs-n. H chzeits-Änzeigen 
(und andere Familien-Anzeigen). 


Visiten- u. Aarese-Karten. 
Graveur-Hrbeit.(Siegelu. Stempel) 
r Enren- Burger Briefe. 2 
Enron Mitgl.-Diplome f. Vereine. 

Schnellste Anfertigung 
Kaufmünn. u. Iandwirths. Formulare. 
Artiſt. Inſt. M. Spiegel, Breslau. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Apoth. Reymann's Negrön 
iſt eine Pomade od. Haaröl, natür⸗ 
ſchwarz, nur das Haar, nicht die 
Haut färbend und fo vollſtändig von 
jeder ſchädlichen Subſtanz frei, daß 
ſelbſt der zufällig innerliche Gebrauch 
ohne nachtheilige Folgen wäre. Flac. 
od. Krucke 1 M. 0. Reymann’s Drog.⸗ 

Hdl., am Neumarkt 19. [116 


Ein junger Mann, mit der Spe⸗ 
cerei: und Eiſenwaaren⸗Branche 
vollſtändig vertraut, der einf. Buchf. 
mächtig, en eſtützt auf beſte Refe⸗ 
renzen, per "ori anderw. En age 
ment. Gefl. Off. werden unter V. 

poſtlagernd Tarnowitz erbeten. [1554] 
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